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Einleitung und Ziele des Arbeitsbesuchs 

Die Reise wurde am 15. Mai 2017 vom Präsidium des Europäischen Parlaments genehmigt, 

nachdem die Koordinatoren am 22. und 23. März beschlossen hatten, dass sie im Zeitraum 

vom 17. bis zum 19. Juli 2017 durchgeführt werden sollte. Die Reise hätte bereits vom 2. bis 

zum 4. November 2016 stattfinden sollen, wurde aber verschoben, da die Mindestanzahl 

offizieller Delegationsteilnehmer nicht erreicht wurde. Das Ziel der Reise bestand in einem 

Treffen mit den Verfassern der Petitionen, den Bürgern und den nichtstaatlichen 

Organisationen vor Ort, die diese unterstützen, sowie den für Umweltinspektionen, 

Umweltschutz und den Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmer und der Bevölkerung vor Ort 

zuständigen nationalen, regionalen und lokalen Behörden sowie mit den verantwortlichen 

administrativen und technischen Leitern der Unternehmen ILVA und ENI – die beiden 

Unternehmen, die in und um Tarent in der Stahlindustrie bzw. in der Produktion und dem 

Vertrieb von Erdöl und Erdgas tätig sind. 

Im Rahmen von Führungen durch die Produktionsanlagen von ILVA und ENI besichtigte die 

Delegation die wichtigsten laufenden Prozesse vor Ort, die die Ursache für die 

Umweltverschmutzung sind und nicht nur eine unmittelbare Gefahr für die Gesundheit und 

Sicherheit der Arbeitnehmer und der Anwohner darstellen, sondern auch künftige Risiken in 

sich bergen, die zu einer weiteren Verschlechterung der Gesamtsituation in dem betroffenen 

Gebiet führen können. Anschließend standen die Anhörungen im Palazzo del Governo (dem 

Sitz der Präfektur) auf dem Programm, wo sich die Mitglieder mit dem Sachverhalt und den 

rechtlichen Aspekten vertraut machen sollten, was notwendig war, um die Sofortmaßnahmen 

zur Reinigung und Sanierung sowie die Maßnahmen zur schrittweisen Minimierung der 

Auswirkungen auf die Umwelt bewerten zu können. Außerdem erhielten sie Informationen 

über alle verfügbaren industriellen Optionen für die Umsetzung eines Modells, mit dem die 

Gesundheit der Bürger, der Schutz der Umwelt und das soziale und wirtschaftliche 

Wohlergehen in und um Tarent in vollem Umfang sichergestellt werden kann. . 
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Resümee der Treffen 

Juli 2017 (Vormittag) 

Die Delegation fand sich um neun Uhr vor den Toren des Unternehmens ILVA ein und wurde 

von Antonio Bufalini, geschäftsführender Direktor der Niederlassung in Tarent, Sergio 

Palmisano, Leiter Gesundheit und Sicherheit – der einen Überblick über die in den 

verschiedenen Bereichen des Firmengeländes vorhandenen Risiken (im Zusammenhang mit 

Chemikalien, Hitze, Lärm, Straßenverkehr (50 km) und Schienenverkehr (200 km) erstellt 

hatte –, Alessandro Labile, Leiter der Abteilung Umweltarbeiten und Integrierte 

Umweltgenehmigungen („Autorizzazioni Integrate Ambientali“, AIA), Salvatore De Felice, 

Leiter der Abteilung Roheisen, Benedetto Valli, Leiter des Walzwerks, und Nicola Nicoletti, 

Koordinator der Sonderverwaltung, empfangen. Der erste kurze Rundgang endete vor einem 

Modell des gigantischen Komplexes (15 km2, 4,5 mal 3,5), damit sich die Mitglieder zunächst 

mit den wichtigsten Verfahren des „kombinierten“ Produktionszyklus vertraut machen 

konnten. Dieser beginnt mit dem Abladen der Rohstoffe (Eisenerz und Steinkohle) am Pier 

Ost (Docks 2–4) und endet mit dem fertigen Stahl. Außerdem lernten die Mitglieder die 

einzelnen Produktionseinheiten kennen. 

 

In einem ersten Arbeitsschritt werden die Rohstoffe (die aus Brasilien, Australien, Südafrika 

und Nordeuropa stammen) – nachdem sie am Pier abgeladen worden sind – zunächst über 

überdachte Förderbänder in riesige nicht überdachte Erzdepots transportiert, die 

„Mineralparks“ genannt werden.  

Die folgende Phase des Produktionszyklus umfasst die Herstellung von Koks in den 

zehn sogenannten Koksofenbatterien, von denen vier in Betrieb sind. 

Roheisen und Stahl sind Legierungen, die in Hochöfen hergestellt werden1. Es gibt 

fünf Hochöfen, von denen drei – Hochofen 1, 2 und 4 – in Betrieb und zwei abgeschaltet sind. 

Einer der beiden, Hochofen 5, ist einer der größten in Europa und ist seit März 2015 außer 

Betrieb und soll mittels spezieller Säuberungs- und Wartungsmaßnahmen so umgebaut 

werden, dass die Bestimmungen der integrierten Umweltgenehmigung in vollem Umfang 

erfüllt werden. Hochofen 3 wird derzeit demontiert, wobei die entsprechenden 

Umweltschutzmaßnahmen in vollem Umfang angewendet werden, einschließlich der 

Entfernung und der Entsorgung des darin enthaltenen Asbests. Neben dem Roheisen 

produzieren die Hochöfen auch Gase, die zur Stromerzeugung (in den beiden Zentralen des 

Werks) genutzt werden, und flüssige Schlacke, die gemahlen und granuliert und zur 

Herstellung von Glas und Beton verwendet wird. 

Es gibt zwei wirkliche Stahlwerke, die jeweils während der beiden Bauphasen des 

Firmengeländes entstanden: Das Firmengelände wurde 1964 eingeweiht und Anfang der 70er-

Jahre des 20. Jahrhunderts auf die doppelte Größe ausgebaut. Die Endprodukte (70 %–80 % 

der Gesamtproduktion) werden von den Piers im Westteil der Anlage in die großen Häfen in 

Europa, in der Türkei, in Nordafrika oder in Übersee verschifft2. 

                                                 
1 Der Koks wird zusammen mit dem Agglomerat (Eisengranulat) für die Reduzierung bei der Herstellung des 

Roheisens verwendet (eine Legierung aus Eisen und Kohlenstoff. Der Stahl ist ebenfalls eine Legierung, die 

allerdings weniger als 2 % Kohlenstoff enthält.  
2 Das Roheisen wird in Güterwaggons zu den Stahlwerken transportiert und in Konvertern mittels Sauerstoffzufuhr von oben 

zu Stahl weiterverarbeitet. Es entsteht eine Legierung mit geringem Kohlenstoffanteil – flüssiger Stahl – die in großen 

Behältern gesammelt wird und anschließend in den sogenannten Stranggießanlagen erhärtet. Die beiden Stahlwerke verfügen 

über insgesamt fünf dieser Anlagen.  
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Während der Besichtigung der Anlagen wurden die Mitglieder von den vorstehend erwähnten 

Abteilungsleitern (und Carmen Lezza, technische Leiterin der Abfallentsorgung) ausführlich 

über einige der problematischsten Bereiche des kombinierten Produktionszyklus unterrichtet. 

 Der Kontrollraum des Hochofens 1, der im August 2015 für 130 Mio. EUR 

modernisiert wurde, sodass er automatisch funktioniert und die für die Bedienung 

zuständigen Mitarbeiter – von einigen Gussvorgängen abgesehen – nur bei 

Funktionsstörungen eingreifen müssen; 

 ein Überblick über die beiden Mineralparks (für Eisenerze und Steinkohle), die zur 

Eindämmung der Staubbildung mit einer Kanone zur Staubbindung ausgestattet sind 

(die Maschine ist Teil eines – im Rahmen des Umweltplans vorgeschriebenen – 

automatischen Systems, das darüber hinaus mit einer Vorrichtung zur Windmessung 

ausgestattet ist, die ab einer bestimmten Windstärke automatisch dafür sorgt, dass die 

Wasserkanonen eingeschaltet werden); 

 der Verlauf einer Bramme auf dem zweiten Förderband (1,5 km lang, von 8 Personen 

bedient; 2007 mit einer Produktionsmenge von sechs Tonnen) von den Wärmeöfen bis 

zum Endförderband – von einem Service-Shuttle aus verfolgt. In der Vorstraße sorgen 

sechs Walzschritte für die schrittweise Reduzierung der Dicke, wobei die Bramme 

immer länger (bis zu einem 1 km) und die Geschwindigkeit immer höher wird. 

Nachdem die Bramme auf eine Dicke von 40 mm gewalzt wurde, durchläuft sie in 

rascher Reihenfolge sieben abschließende Arbeitsschritte in der Fertigstraße, wobei sie 

enormen Kräften ausgesetzt ist; anschließend wird sie im Wasserbad gekühlt und zu 

einem Coil aufgerollt, wonach sie bereit zum Verkauf oder zum Kaltwalzen ist. 

 Der Grubenbereich aus Kalkstein mit vollständig überdachten Depots und die nicht 

überdachten Deponien für gefährliche und ungefährliche Abfälle; dabei handelt es sich 

um in der Anlage angefallene Abfälle, die – da es sich um anorganische Abfälle handelt 

– nicht zur Produktion von Biogas geeignet sind; allerdings hat die Provinz Tarent aus 

unerfindlichen bürokratischen Gründen dem Unternehmen ILVA im Rahmen der 

Genehmigung der Deponie auferlegt, eine Biogasanlage zu errichten, die allerdings 

vollständig inaktiv ist. 

Die zusammenfassende Beschreibung der Anlage wurde um zahlreiche Informationen durch 

die Fachkräfte von ILVA ergänzt; dies geschah teils aus eigener Initiative und teils auf Fragen 

                                                                                                                                                         
Es entstehen quaderförmige Halbfertigungserzeugnisse (mit einer Breite von 900 bis 2 000 mm, einer Stärke von maximal 

300 mm und einer Länge von maximal 11 m), sogenannte Brammen, die in warmem Zustand in den Walzwerken 

weiterverarbeitet werden. Die Temperatur des Stahls sinkt von etwa 1 300 °C, die auf 900 °C ab. Diese rasche Abkühlung 

wird jedoch durch die Walzvorgänge, die auf den Warmwalzbändern stattfinden, kompensiert (auf bis zu 1 250 °C, mit 

Walzen, deren Breite immer weiter abnimmt). So wird die relativ dicke Bramme schrittweise immer dünner, bis die 

gewünschte Stärke erreicht ist (zwischen 243 mm und 1,5 mm). 

In den Walzbändern werden entweder dünne Bänder hergestellt, die zu einem sogenannten Coil aufgewickelt werden, oder 

dickere Bleche, sogenannte Tafeln, die allerdings auf einem anderen Bandtyp hergestellt werden (in Tarent gibt es zwei 

Warmwalzbänder für die Herstellung von Coils und ein Band für Bleche). Das Blech kann verkauft werden und für die 

Herstellung von Schiffen, Ölplattformen usw. verwendet oder werksintern zu Rohren verarbeitet werden (auf dem 

Firmengelände gibt es drei solcher Anlagen zur Herstellung von Rohren; in einer davon werden die Rohre mittels 

Widerstandsschweißung („electric resistance welding“, ERW) direkt aus dem Warmband hergestellt).  

Die gewalzten Bleche können (in den Heiß- oder Kaltverzinkungsanlagen) verzinkt werden; neben Tarent verfügt das 

Unternehmen auch in Genf (2) und Novi Ligure (1) über derartige Anlagen, in denen etwa 3 000 Mitarbeiter beschäftigt sind. 

Durch diesen Vorgang wird das Material widerstandsfähiger gegen Oxidation und Korrosion und kann in 

zahlreichen Branchen – etwa in Elektrogeräten oder Fahrzeugen – verwendet werden. 
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der Delegationsmitglieder hin. Die wichtigsten Informationen betrafen die Vorschriften des 

Umweltplans: 

 Beim Entladen der Rohstoffe hat ILVA – neben den vom Umweltplan 

(Umweltgenehmigung AIA) vorgeschriebenen geschlossenen Schaufeln – einen neuen 

Kran (ein sogenannter Continuous Ship Unloader, CSU 1) eingerichtet, mit dem die 

Rohstoffe aus dem Laderaum der Schiffe auf das Förderband und im Anschluss in die 

Anlage gebracht werden, ohne in die Umwelt zu gelangen. 

 Was die folgende Phase der Erzbeförderung von der Anlegestelle zu den Depots 

betrifft, ist derzeit die Überdachung der Förderbänder und der Verteilertürme in Gange, 

wodurch verhindert werden soll, dass der anfallende Staub vom Wind verweht wird 

(bis zum April 2017 wurden 38,6 km der insgesamt 59 km an Förderbändern 

überdacht, was 65 % der im Rahmen der AIA vorgegebenen Maßnahmen entspricht). 

 Die wichtigste im Rahmen des Umweltplans – der von der Eigentümergesellschaft AM 

Investco Italy (einem Gemeinschaftsunternehmen von Arcelor Mittal (85 %) und 

Marcegaglia (15 %)) ILVA aus der Sonderverwaltung übernommen hat, vorgelegt 

wurde – vorgesehene Maßnahme betrifft die Demontage des Hochofens 3. Die 

Gesellschaft hat auch die Dekontaminierung des Erdreichs in den Plan aufgenommen. 

Die drei Hochöfen, die derzeit in Betrieb sind, entsprechen den Vorschriften des 

Umweltplans (siehe unten). 

 Es ist vorgesehen, dass in den Stahlwerken ein Ansaug-/Entstäubungssystem an den 

Hallendecken eingerichtet wird, und zwar mit Abluftventilatoren, die die Konverter 

abdecken, und 20 Meter langen Filtervorrichtungen, die die Dämpfe aufnehmen, sowie 

Gewebefiltern, die über eine Ansaugkapazität von 3,3 Millionen m3/h verfügen. 

 Die Überdachung der größten Mineralparks auf einer Fläche von 500 mal 700 m 

(Vorschrift Nr. 1 der aktualisierten AIA1, die im Investitionsplan des neuen 

Eigentümers enthalten ist) sieht eine aus zwei Bögen bestehende Struktur vor (ähnlich 

einem Hangar) mit den ungefähren Maßen 700 mal 520 mal 80 m (eine 80 m hohe 

Wand, was der Höhe eines 25-stöckigen Gebäudes entspricht), zum Schutz der 

Bewohner des Stadtteils Tamburi vor, , zusätzlich zu den bewaldeten sogenannten 

„ökologischen“ Hügeln und der Via Appia, die bereits als eine Art natürlicher 

Windschirm für die Wohngebiete fungieren. Auch die kleineren Depots (Schlacke, 

„homogenisierte“ Agglomerate Nord und Süd) werden wie die beiden bereits 

überdachten großen Kalksteindepots im Grubenbereich (Gemeinde Statte) überdacht. 

 Im Umweltplan aus dem Jahr 2014 (der am 14. März 2014 per Dekret des Präsidenten 

des Ministerrates verabschiedet wurde) ist vorgeschrieben, dass die aus den Rohstoffen 

entstehenden Staubwolken von Wasserkanonen zur Staubbindung beschossen werden, 

um der Gefahr einer Staubbildung vorzubeugen, bis die Depots vollständig überdacht 

sind. Auf die spezifische Frage nach der Rückgewinnung des Wassers gaben Vertreter 

von ILVA an, dass der Teil des Wassers, der nicht verdunstet, nicht in den Boden 

eindringt, da die darunterliegende Lehmschicht wasserundurchlässig ist, und in dafür 

vorgesehenen Klärbecken gesammelt wird. Eine weitere wichtige Präzisierung betraf 

den bereits abgeschlossenen Plan zur Modellierung der Depotbereiche (damit soll die 

Umweltverschmutzung rekonstruiert werden, wodurch die Maßnahmen zur Sicherung 

                                                 
1 http://www.gruppoilva.com/sites/ilvacorp/files/document_attachments/all.dir_.526_-_all.2_-

_xvi_relazione_trimestrale_aia_547.pdf. 

http://www.gruppoilva.com/sites/ilvacorp/files/document_attachments/all.dir_.526_-_all.2_-_xvi_relazione_trimestrale_aia_547.pdf
http://www.gruppoilva.com/sites/ilvacorp/files/document_attachments/all.dir_.526_-_all.2_-_xvi_relazione_trimestrale_aia_547.pdf
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bzw. Reinigung der Anlage erleichtert werden), der bereits umgesetzt wurde und 

vielversprechende Ergebnisse gezeitigt haben soll. 

 Die Deponien befinden sich in dem Bereich, der an die neue Eigentümergesellschaft 

übertragen wurde. Die ILVA-Vertreter enthielten sich jedoch einer Antwort auf die 

Frage nach den gerichtlichen Untersuchungen bezüglich der nicht genehmigten 

Entsorgung von Abfällen, auf die einige Petenten hingewiesen hatten. Auf die Frage 

nach den Sicherheitskräften, die das Gelände überwachen, gaben die ILVA-Vertreter 

an, dass neben den 120 internen Sicherheitskräften auch externe Polizeikräfte vor Ort 

seien, die mit Hilfe von Videoüberwachung in der Lage seien, die Gefahr eines 

unerlaubten Eindringens in die Anlage zu minimieren, deren Fläche der 

zweieinhalbfachen Größe der gesamten Stadt Tarent entspricht. 

 

Auf die Fragen der Delegationsmitglieder nach weiteren Details zum Zeitplan für die 

Sanierung bzw. Demontage des Hochofens 3 machte die Unternehmensleitung folgende 

Angaben: 

 Es handle sich um keine konventionelle, sondern um eine organische 

Dekontaminierungsmaßnahme , die das gesamte Gelände betreffe. 

 Der Hochofen 3 im Zentrum der Roheisenproduktion müsse gesichert werden; 

obwohl er nicht mehr mit Rohstoffen zur Roheisenproduktion versorgt werde, 

müsse er stabilisiert werden, wobei die Leitungen zwar gekappt worden, aber 

immer noch am Netz angeschlossen seien. 

 Das Leitungssystem müsse – etwa von Asbestresten – gereinigt werden. 

 Nach Abschluss der Sanierung muss er gemäß den Vorschriften, die im Rahmen 

das Ausschreibungsverfahren für die Demontagearbeiten ausgearbeitet wurden, 

zerlegt werden. 

 Das Vergabeverfahren laufe bereits und befinde sich in einer fortgeschrittenen 

Phase. Bis zum 30. September 2017 müsse die Regierung die von Arcelor Mittal 

vorgelegten Änderungen des Umweltplans mittels eines Dekrets des Präsidenten 

des Ministerrats billigen; somit werde die Umsetzung des Verfahrens ab dem 

1. Oktober schneller vonstattengehen. 

 Laut einer technischen Einschätzung sollen die am 1. Oktober 2017 beginnenden 

Demontagearbeiten 18 Monate in Anspruch nehmen. 

 Was den Zeitplan für die Überdachung der Depots betrifft, so schätze das 

Unternehmen, das den Zuschlag erhalten hat, dass die Arbeiten 24 Monate in 

Anspruch nehmen werden, sobald grünes Licht für die Arbeiten erteilt wurde. 

Die Vorsitzende Cecilia Wikström betonte im Namen der gesamten Delegation dass 

angesichts dieses langen und komplexen Verfahrens offensichtlich die Konsequenzen des 

bereits mehr als zehn Jahre andauernden Leidens der Menschen in den umliegenden 

Wohngebieten außer Acht gelassen werde (die erste Petition über die alarmierend hohen 

Dioxinwerte war im Jahr 2007 eingegangen). 
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Die ILVA-Verantwortlichen äußerten sich wie folgt: 

 Derzeit entspreche die Anlage in jeder Hinsicht den europäischen und italienischen 

Rechtsvorschriften (auf der Grundlage der von den Kontrollstellen – etwa der 

regionalen Umweltschutzbehörde ARPA – erhobenen Daten), auch wenn während 

der Überprüfungen Funktionsstörungen im normalen Betriebsablauf auftreten 

könnten. 

 In der AIA selbst gebe es Bestimmungen zum Management von anormalen 

Zuständen und Notfällen (die etwa während des Wirbelsturms, der ILVA am 

28. November 2012 heimsuchte, aufgetreten seien, und die den Hochofen 3 zwar 

nicht beschädigt, aber zu dem Beschluss beigetragen hätten, ihn zu demontieren). 

 Die Dekontaminierungsmaßnahmen erstreckten sich bis in die Tiefe des Erdreichs 

unter dem Hochofen 3 und umfassten auch die Entsorgung von Abfällen, die sich 

im Lauf der Zeit angesammelt hätten (etwa die Eisenbahnschwellen, die 2009 

abgeladen worden seien, oder Altreifen). 

 In den vergangenen zehn Jahren habe es keinen vollständigen Stillstand gegeben. 

Seit fast vier Jahren (nach Erlass des Dekrets des Präsidenten des Ministerrats vom 

14. März 2014) sei der Umweltplan weiterentwickelt worden, und die 

entsprechenden Arbeiten seien (zugegebenermaßen mit einiger Verspätung) trotz 

begrenzter finanzieller Ressourcen (das Unternehmen schreibe jedes Jahr Verluste) 

abgeschlossen worden. 

 Den Sonderkommissaren sei es mittels einer Einigung mit der RIVA-Gruppe – den 

für die Umweltverschmutzung verantwortlichen ehemaligen Eigentümern – 

gelungen, über 1 Mrd. EUR für die Behebung der Umweltschäden zu mobilisieren. 

Diese Mittel sollen verwendet werden, um die Reinigungsmaßnahmen, die der 

gesamten Stadt Tarent samt Umgebung zugute kommen, voranzutreiben. 

 Der für den Abschluss der im Umweltplan festgelegten Arbeiten erforderliche 

Betrag belaufe sich auf über 2,3 Mio. EUR (1,15 Mrd. sollen von dem 

Unternehmen getragen werden, das den Zuschlag erhalten hat; über 1 Mrd. könne 

die Sonderverwaltung aufgrund der vorstehend erwähnten Einigung beitragen). 

Nach dem Eigentümerwechsel seien nun alle Bedingungen dafür gegeben, dass 

diese Mittel innerhalb eines festgelegten Zeitraums wirksame Erfolge zeitigen. 

 Das italienische Parlament habe eine Änderung der Vorschriften eingeführt, mit 

denen der Zeitraum der Überwachung durch die Sonderkommissare bis zum 

Jahr 2024 (in dem der Industrieplan auslaufen wird) verlängert wird. Dadurch 

könne sichergestellt werden, dass die neuen Eigentümer ihre Verpflichtung erfüllen 

und die vereinbarten Investitionen tätigen; andernfalls würden sie ihr 

Eigentumsrecht abtreten. 

Die Delegationsmitglieder stellten allerdings die Zusage in Frage, wonach die Anlagen in 

vollem Umfang den EU-Rechtsvorschriften entsprechen; dabei bezogen sie sich auf den 

jüngsten Bericht des Instituts für Umweltschutz und -forschung („Istituto superiore per la 

protezione e la ricerca ambientale“, ISPRA), demzufolge nicht alle Bestimmungen des 

Umweltplans eingehalten werden (ILVA wird bescheinigt, dass etwa 80 % der Vorschriften 

umgesetzt wurden). Außerdem bezweifelten sie, dass der bereits seit Jahren immer wieder 

verschobene Zeitplan für die Überdachung der Mineralparks eingehalten werden kann, was 

bedeuten würde, dass die Bewohner der angrenzenden Viertel an windigen Tagen weiterhin 
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den schädlichen Staubwolken ausgeliefert wären, deren Auswirkungen die Mitglieder der 

Delegation am eigenen Leib erfahren mussten. 

Auf die Frage der Delegation, ob nicht auch andere Möglichkeiten zur Umstellung der 

Produktion bestünden – etwa indem nach dem Beispiel der Kreislaufwirtschaft 

Abfallprodukte wiederverwendet werden oder indem die gesamte Anlage unter 

Berücksichtigung der Gesundheit am Arbeitsplatz, der Umwelt und der Besonderheiten der 

Umgebung Rechnung auf Energie aus erneuerbaren Quellen umgestellt wird –, äußersten sich 

die Vertreter von ILVA äußerst verhalten. 

Die radikale Lösung, die Stahlproduktion vollständig einzustellen, wurde abgelehnt; man wies 

jedoch darauf hin, dass die neuen Eigentümer bereit seien, auch in Tarent Versuche mit der 

neuen Technologie der sogenannten Direktreduktion durchzuführen, bei der Arcelor Mittal 

weltweit führend sei. Das Unternehmen verfüge über das einzige Werk in Europa (Gent), wo 

statt Steinkohle Erdgas als Rohstoff verwendet wird, auch wenn die höheren Kosten ein 

Hindernis für die Einführung an anderen Standorten darstellten. Dennoch plane das 

Unternehmen, in Tarent ein entsprechendes Forschungszentrum einzurichten, und würde 

30 Mio. EUR für die Einstellung von 250 Ingenieuren bereitstellen. Was die 

Kreislaufwirtschaft betrifft, so komme sie bei ILVA in den Kalksteingruben zum Einsatz, wo 

die gewonnen Materialien in der Agglomerations- bzw. Synthetisierungsphase 

wiederverwendet oder von den internen Öfen zu Mörtel verarbeitet würden und die 

Nebenprodukte in Form von eisenarmem Calciumcarbonat wieder in den Gruben eingelagert 

würden. 

Schließlich wies man darauf hin, dass die Angestellten von ILVA und den entsprechenden 

Zweigstellen (11 000 bzw. 3 000) aus dem Umland der Anlage stammen bzw. dort leben. 

 

18. Juli 2017 (Nachmittag) 

 

Die Delegation wurde vom Präfekten Donato Cafagna im Palazzo del Governo empfangen; er 

informierte sie über den permanenten runden Tisch, der aus Vertreter des Staates, der Region 

und der Gemeinde bestehe und daran arbeite, das Gebiet Tarent im Hinblick auf Umwelt, 

industrielle Entwicklung und Revitalisierung und Sanierung des Gebiets wieder auf Kurs zu 

bringen. Die erste Anhörungsrunde begann mit zwei sachverständigen Vertretern von ISPRA. 

Sie waren zu einer Routinekontrolle gemäß der Richtlinie 2010/75/EU (mit der das System 

der umfassenden Genehmigungen für die Kontrolle von Industrieemissionen überarbeitet 

wurde) nach Tarent gereist. 

 

Mario Cirillo stellte das nationale Netzwerk für den Umweltschutz („Sistema Nazionale a 

rete per la protezione dell'ambiente“, SNPA) vor, das im Juni 2016 geschaffen wurde und seit 

Januar 2017 in Betrieb ist. ISPRA arbeitet auf diese Weise mit den regionalen 

Umweltagenturen wie ARPA Apulien zusammen; sie bilden zwei der drei Eckpfeiler des vom 

Umweltministerium geleiteten Systems. Gaetano Battistella, Verantwortlicher für die 

Umweltkontrollinspektionen, war anlässlich der Routineinspektionen anwesend, die 

vierteljährlich auf dem Gelände von ILVA durchgeführt werden. Ein Beispiel dafür sei die 

Inspektion, die für die folgenden drei Tage angesetzt war. Die Grundlage dafür bilde ein 

regelmäßiger Bericht des Betreibers über die Umsetzung der besten verfügbaren Techniken 

(BVT), die in den von der Gemeinsamen Forschungsstelle der Kommission (GFS) in Sevilla 

verfassten Referenzdokumenten aufgeführt seien. Üblicherweise würden die Kontrollen von 
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ISPRA nach vorheriger Terminabsprache mit ILVA durchgeführt. Bei schwerwiegenden 

Zwischenfällen oder Funktionsstörungen könne ISPRA jedoch Inspektionen durchführen, die 

nicht mit dem Betreiber abgesprochen sind. Der spezifische Gegenstand und der Umfang der 

Kontrollen seien jedoch nicht mit ILVA abgesprochen; ISPRA behalte sich auch die 

Möglichkeit vor, nicht gemeldete Situationen auf der Anlage zu überprüfen. 

Nach dem morgendlichen Rundgang über das Gelände der Anlage stellten die 

Delegationsmitglieder Fragen nach dem Image des Unternehmens ILVA, das als Stahlriese 

wahrgenommen werde, der allerdings auf tönernen Füßen stehe und sinnbildlich für die 

veraltete Schwerindustrie stehe. Nach Auffassung der Sachverständigen von ISPRA handle es 

sich um eine Anlage, die sich von den alten Technologien befreit habe und sich den neuen 

widme, um die Verschwendung von Rohstoffen zu verringern und die Umweltverschmutzung 

einzudämmen. Das sei ein langwieriger Prozess, der Investitionen, aber vor allem Zeit 

erfordere. 

Die Delegation erinnerte in diesem Zusammenhang daran, dass es vor zwei Jahren geheißen 

habe, die Überdachung der Erzdepots stünde unmittelbar bevor. Dabei verwies sie auf den 

jüngsten ISPRA-Bericht, demzufolge nicht alle Vorschriften der AIA eingehalten werden, und 

beschwor das Szenario eines Entzugs der Genehmigung und einer Schließung des Werks 

herauf (was gemäß Artikel 29i Absatz 9 Buchstabe c des konsolidierten italienischen 

Umweltgesetzes vorgesehen ist1). Sie verlangte außerdem genauere Erläuterungen zum 

sogenannten Bericht über den Ausgangszustand (der gemäß der Richtlinie 2010/75/EU von 

entscheidender Bedeutung ist, wenn es gilt, eine AIA zu gewähren oder zu erneuern2). 

Battistella bestätigte, dass die Quelle im Zusammenhang mit einem im Mai 2017 

veröffentlichten ISPRA-Bericht falsch sei (wie die Vertreter von ILVA am Morgen behauptet 

hatten). Er verwies auf eine Reihe von unlängst abgeschlossenen Kontrollen (18 Protokolle) 

und sagte, dass in dem Bericht über den Ausgangszustand lediglich die relevanten und 

gefährlichen Schadstoffe dargestellt würden, ohne in die Tiefe zu gehen und den Zustand des 

Bodens, auf dem die Verschmutzung stattgefunden hat, näher zu beleuchten (für genauere 

Informationen verweist er auf die Website des Umweltministeriums: 

http://aia.minambiente.it/Ilva.aspx). 

 

Auf der Grundlage der wissenschaftlichen Erkenntnisse sei es nicht möglich, die 

Verschiebungen in den einzelnen Schichten der Schadstoffe zu untersuchen. Er verwies auch 

auf die Inspektionsberichte, die zu administrativen oder strafrechtlichen Sanktionen führen 

                                                 
1 Gesetzesdekret Nr. 152/2006 – „Konsolidiertes Italienisches Umweltgesetz“ – Artikel 29i Absatz 9c, 

ersetzt durch Artikel 7 Absatz 9 des Gesetzesdekrets Nr. 46/2014. Siehe auch die folgenden der Website des 

italienischen Umweltministeriums entnommenen Anmerkungen: 

http: //aia.minambiente.it/Documentazione.aspx Für die Anlage des Unternehmens ILVA in Tarent, das als 

Unternehmen von strategischem Interesse im Sinne des Gesetzesdekrets Nr. 61 vom 4. Juni 2013 (mit 

Änderungen übernommen in das Gesetz Nr. 89 vom 3. August 2013)und des Gesetzesdekrets Nr. 101 vom 31. 

August 2013 erachtet wird, hat das italienische Umweltministerium diesen Bereich eingerichtet, um den Zugang 

zu Informationen und die Beteiligung der Öffentlichkeit am Verfahren der Erteilung, Erneuerung, Überprüfung 

und Aktualisierung der AIA gemäß den Grundsätzen des Übereinkommens von Aarhus und den Bestimmungen 

des Gesetzesdekrets Nr. 152/06 zu fördern und zu vereinfachen. Insbesondere werden neben den wichtigsten 

Unterlagen zu den laufenden Verfahren der Erteilung, Erneuerung, Überprüfung und Aktualisierung der AIA 

auch die Unterlagen im Zusammenhang mit den Verfahren zur Überprüfung der Einhaltung der angenommenen 

Maßnahmen online veröffentlicht. 
2 Mitteilung der Kommission: Leitlinien für den Bericht über den Ausgangszustand gemäß Artikel 22 

Absatz 2 der Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen (2014/C 136/01) 

javascript:__doPostBack('ctl00$contentMain$rNormative$ctl19$lnkTitolo','')
javascript:__doPostBack('ctl00$contentMain$rNormative$ctl19$lnkTitolo','')
http://aia.minambiente.it/Documentazione.aspx
http://www.normattiva.it/atto/vediMenuHTML?atto.dataPubblicazioneGazzetta=2013-08-03&atto.codiceRedazionale=13G00132&currentSearch=ricerca_semplice
http://www.normattiva.it/atto/caricaDettaglioAtto?atto.dataPubblicazioneGazzetta=2013-08-31&atto.codiceRedazionale=13G00144&currentPage=1
http://www.normattiva.it/atto/caricaDettaglioAtto?atto.dataPubblicazioneGazzetta=2013-08-31&atto.codiceRedazionale=13G00144&currentPage=1
javascript:__doPostBack('ctl00$contentMain$rNormative$ctl12$lnkTitolo','')
javascript:__doPostBack('ctl00$contentMain$rNormative$ctl12$lnkTitolo','')
javascript:__doPostBack('ctl00$contentMain$rNormative$ctl12$lnkTitolo','')
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könnten, wenn der Betreiber die bei einer vorherigen Kontrolle aufgedeckten Mängel nicht 

beseitigt. Was den Einwand betrifft, dass das Unternehmen dank der zehn Dekrete zur Rettung 

von ILVA (das jüngste vom 9. Juni 2016) freie Hand habe, obwohl man lediglich 80 % der 

Bestimmungen der Umweltgenehmigung und die übrigen 20 % nicht erfüllt (darunter die 

wichtigste, nämlich die Überdachung der Erzdepots), antworten die ISPRA-Fachleute, dass 

weniger wichtige Angelegenheiten in Anwesenheit bedeutender Angelegenheiten (in diesem 

Fall der Politik) nicht beachtet würden. Die Vorsitzende Cecilia Wikström kritisierte, dass 

ILVA sich nicht um die Lebensqualität der Bewohner der angrenzenden Stadtteile kümmere; 

der ILVA-Vertreter erwiderte, dass das ILVA-Werk lediglich eines von mit etwa 160 alten 

Industriewerken im Land sei (90 Wärmekraftwerke, 60 Chemieanlagen, 12 Raffinerien und 

ein Stahlwerk), die von ISPRA überwacht würden, da es sich um kritische Punkte für 

Umweltbelange handele, denen allerdings als Knotenpunkte für öffentliche Dienste und eine 

hohe Zahl von Arbeitsplätzen eine strategische Bedeutung zukomme. Die derzeitige Phase des 

Übergangs von der Sonderverwaltung hin zum multinationalen Stahlkonzern ArcelorMittal 

könne mit einer Steigerung der Produktion einhergehen, die derzeit auf 

sechs Millionen Tonnen pro Jahr beschränkt sei. Die in dem zuvor bestehenden Umweltplan 

verankerten Bestimmungen blieben allerdings von der Übergabe an die neue Leitung 

unberührt, da sämtliche Erfordernisse für die Genehmigung nach wie vor verbindlich seien, 

sofern sich der neue Eigentümer nicht zu einem Wiederaufbau entschlösse, wodurch ein 

erneutes Genehmigungsverfahren im Zusammenhang mit den Emissionen eingeleitet werden 

müsste. Jedoch kämen auch in diesem Fall die Umweltvorschriften einer neuen AIA zum 

Tragen. 

 

Vera Corbelli, die seit drei Jahren staatliche Kommissarin für die Notfallmaßnahmen zur 

Sanierung des Gebiets in Tarent ist, gab an, dass sie gemäß ihrem Mandat für ein 

Umweltgebiet zuständig sei, das deutlich größer als die Industrieanlagen von ILVA ist 

(117 km2, davon 44 km2 Land- und 73 km2 Seegebiet). Sie erklärte in kurzen Worten, wie es 

gelang, von der Bewertung der wichtigsten Maßnahmen, die sich auf vier kritische Punkte 

innerhalb und außerhalb des Stadtgebiets – einschließlich des dazugehörigen Gebiets von 

nationalem Interesse – beziehen, einen Fahrplan für die Revitalisierung umzusetzen, bei dem 

an mehreren generationsübergreifenden Aspekten (von der Sanierung und dem Umbau von 

Schulen bis hin zur Instandsetzung des Friedhofs im Stadtteil Tamburi) bzw. in mehreren 

Küstengebieten (vom Hafen und einer ehemaligen Deponie im Industriegebiet der Gemeinde 

Statte bis hin zur Erhaltung des komplexen Ökosystems des kleinen Meers („Mar Piccolo“) 

und der Säuberung des Meeresbodens) gearbeitet wird, wobei stets ein Ansatz verfolgt werde, 

bei dem Wissenschaft und Technik mit der Kultur vereint werden. Dies gelte für die 

Wiederherstellung der Umwelt des Mar Piccolo zur Erhaltung der Meeresumwelt von Tarent, 

wobei nicht nur der Verschmutzungsgrad reduziert, sondern auch der Lebensraum geschützt 

werden solle. Die Maßnahmen umfassten die Registrierung von Abfalldeponien und deren 

Reduzierung um 50 %, wobei jede Form sperriger Abfälle vom Meeresgrund entfernt werde 

und die am stärksten gefährdeten Vertreter der Meeresumwelt überwacht und umgesiedelt 

würden (dort lebten 6 000 Arten, einschließlich Edler Steckmuscheln und Seepferdchen). Die 

Maßnahmen würden gemeinsam mit der Marine, der Guardia di Finanza (Finanzpolizei) und 

der Küstenwache durchgeführt. Das Ziel der komplexen und spezifischen Maßnahmen zur 

Wiederbelebung des Kultur-, Sozial-, und Produktionssystems bestehe darin, das industrielle 

Erbe Tarents zu überwinden, das die Stadt noch immer belaste, und sie unter Einbeziehung 

der Bevölkerung, aber auch der Unternehmen ILVA und ENI, in eine Zukunft zu führen, die 

von nachhaltigem Wachstum geprägt ist. 



 

CR\1151674DE.docx 11/41 PE610.868v04-00 

 DE 

Stefano Rossi, Rechtsanwalt und geschäftsführender Direktor der lokalen 

Gesundheitsbehörde (ASL) der Provinz Tarent, gab einen Überblick über die von Michele 

Conversano (Vorbeugung/ öffentliche Gesundheitsdienste), Sante Minerba (statistische 

Epidemiologie) und Cosimo Scarnera (Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz sowie 

Unfalldienst) verwalteten Dienste und verwies auf einige positive Aspekte im Zusammenhang 

mit dem Kontrollsystem entlang der Lebensmittelkette (von Muschelzuchten über Käsereien 

bis hin zu Viehzuchtbetrieben), der Unfallstatistik (die im Gegensatz zu der Statistik über 

Berufskrankheiten rückläufig ist), dem Tumorregister, dem (bis 2014) aktuellsten der 

gesamten Region Apulien, sowie mit der Spezialisierung des Krankenhauses auf den Bereich 

der Onkologie. Er bezog sich insbesondere auf eine Kohortenstudie aus dem Jahr 2016 über 

die Auswirkungen der Umwelt- und Arbeitsbedingungen auf die Erkrankungs- und Sterberate 

der örtlichen Bevölkerung, die dafür sprächen, dass ein kausaler Zusammenhang zwischen 

Industrieemissionen und Gesundheitsschäden vorliege1. 

Auf die eindringlichen Fragen der Delegationsmitglieder zu den alarmierenden 

epidemiologischen Daten aus der betreffenden Studie hin bestätigten die Sachverständigen der 

ASL in Tarent, dass bei einem anormal hohen Anteil der jüngeren Generationen 

neurokognitive Defiziten aufträten, auch wenn die Ursachen bislang noch unklar seien (d. h. 

allein durch die Umweltverschmutzung oder gepaart mit der sozioökonomische Deprivation). 

Sante Minerba erläuterte kurz die in seinem Bereich durchgeführten Studien: beginnend mit 

den deskriptiven Studien, bei denen Daten über die Sterberate aufgrund von Krankheiten 

gesammelt würden, die im Zusammenhang mit der Luftverschmutzung stehen, bis hin zu den 

analytischen Studien, bei denen der kausale Zusammenhang zwischen Risikofaktoren und 

Krankheiten untersucht werde (darunter auch besagte Kohortenstudie). Im Laufe der Zeit 

seien zu den Studien weitere Quellen aus dem Gesundheitsbereich hinzugekommen: die Zahl 

stationärer Patienten und die Tumorregister2. 

Das Register sei 2012 in Tarent bzw. in der gesamten Provinz eingeführt worden; die jüngste 

Ausgabe, die im April 2016 veröffentlicht worden sei, enthalte Daten, die im Zeitraum 2006–

2011 erhoben wurden. Aus den Daten werde eine überdurchschnittlich hohe Krebsrate in der 

männlichen Bevölkerung ersichtlich3. 

Die vorstehend erwähnte Kohortenstudie sei gemeinsam mit der Region Apulien und der 

Abteilung Epidemiologie der Region Latium an Personen, die im Zeitraum 1998–2010 in 

Tarent lebten, durchgeführt worden. Aus der Studie gehe hervor, dass die Zunahme 

industrieller Giftstoffe einschließlich PM10-Partikel und Schwefeldioxid nicht nur für 

                                                 
1 In der Kohortenstudie wird die Sterberate bzw. die Häufigkeit bestimmter Erkrankungen in verschiedenen 

Bevölkerungsgruppen in diesem Gebiet verglichen. Hier die wichtigsten Daten: 24 % mehr Einweisungen ins 

Krankenhaus wegen Erkrankungen der Atemwege bei Kindern im Stadtteil Tamburi, 26 % mehr im Stadtteil 

Paolo VI. Die Industriestaubbelastung verursachte eine um 5 % erhöhte Sterberate aufgrund von 

Lungentumoren und eine um 10 % erhöhte Sterberate aufgrund von Herzinfarkten. Die SO2-Belastung 

(Schwefeloxid) verursachte eine um 17 % erhöhte Sterberate aufgrund von Lungentumoren und eine um 

29 % erhöhte Sterberate aufgrund von Herzinfarkten. Beide Schadstoffe sind für ein höheres Auftreten von 

Lungentumoren in der Bevölkerung verantwortlich (+29 % durch Industriestaub, +42 % durch SO2). 
https://www.sanita.puglia.it/.../asl-taranto/.../studio-di-coorte-sugli-e. Siehe insbesondere: 
https://www.sanita.puglia.it/documents/890301/896208/Relazione+Finale+Studio+di+Coorte 

 
2 http://www.registri-tumori.it/cms/it/storia 

http://www.registri-tumori.it/cms/RTTaranto 
3 Siehe auch die angehängten Schlussfolgerungen. 

https://it.wikipedia.org/wiki/Fattore_di_rischio
https://it.wikipedia.org/wiki/Malattia
https://www.sanita.puglia.it/.../asl-taranto/.../studio-di-coorte-sugli-e
http://www.registri-tumori.it/cms/it/storia
http://www.registri-tumori.it/cms/RTTaranto
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Krebserkrankungen, sondern auch Erkrankungen des Herzens und der Atemwege 

verantwortlich ist. Was die Häufigkeit von Tumorerkrankungen bei Kindern bis 14 Jahren 

betrifft, sei die sogenannte Sentieri-Studie1 der obersten Gesundheitsbehörde (Istituto 

Superiore di Sanità, ISS), die zwischen 2011 und 2014 durchgeführt wurde, maßgeblich (die 

dritte Ausgabe wird im Laufe des Jahres veröffentlicht). In diesem Zusammenhang seien 

folgende Werte deutlich erhöht: Sterberate unabhängig von der Ursache (81 Todesfälle), 

standardisiertes Mortalitätsverhältnis (SMR) von 121, was 21 % über dem Durchschnitt in der 

Region liege; Einweisungen ins Krankenhaus, standardisiertes Hospitalisierungsverhältnis 

(SHR) von 105, was 5 % über dem Durchschnitt in der Region liege, und Häufigkeit aller 

Formen von Tumoren, standardisiertes Inzidenzverhältnis (SIR) von 154, was 54 % bzw. 

sieben Erkrankungen über dem Durchschnitt in der Region liege. 

Dieser Rahmen beziehe sich auf eine auf wenige Jahre beschränkte Betrachtung von 

Einzelfällen. Derzeit versuche man in Zusammenarbeit mit der ISS, die Statistiken zu 

untermauern, um die Daten, die derzeit erhoben werden, zu erweitern. Eine weitere 

Erläuterung betraf die Kommunikation der epidemiologischen Daten an die Bevölkerung, die 

mit der Installation eines berührungsempfindlichen Bildschirms in der Onkologie des 

Krankenhauses „Moscati“ durchgeführt worden sei; der Bildschirm diene in erster Linie dazu, 

Informationen über die Häufigkeit von Tumoren in verschiedenen Teilen Apuliens verfügbar 

zu machen, was wesentlich sei, wenn es gelte, individuelle und kollektive 

Präventivmaßnahmen zu treffen. Was die Häufigkeit von Tumoren bei den Angestellten von 

ILVA betrifft, steche ein Wert heraus: das Mesotheliom der Pleura, ein seltener Tumor, der 

durch Asbestbelastung verursacht werde und mit einer großen zeitlichen Verzögerung auftrete. 

Diese Krebsart trete vier- bis fünfmal häufiger auf als erwartet (anstatt der vier bis fünf Fälle, 

die bei einer Bevölkerung von 200 000 zu erwarten wären, würden jährlich 20 Fälle 

registriert). Daher sei es insbesondere im Interesse der künftigen Generationen unabdingbar, 

die Deponien des Industriegebiets von Asbest zu säubern. 

Die Sicherheit der Arbeitnehmer auf der Anlage habe sich dank neuer Technologien seit 2005 

merklich verbessert. So sei die Zahl der Unfälle um 70 % zurückgegangen (von über 1 000 

auf 115). Der Schlüsselfaktor für diese Entwicklung liege laut einer entsprechenden Studie 

darin, dass die Angestellten, die die Aufgaben mit dem höchsten Unfallrisiko wahrnehmen 

werden, speziell ausgebildet werden würden. Man verwies auf einen Unfall im Juni 2015, bei 

dem ein Arbeiter beim Gießvorgang am Hochofen 2 mit dem flüssigen Metall in Berührung 

kam und ums Leben gekommen sei; infolgedessen seien jüngst sämtliche von den Behörden 

vorgeschriebenen Anpassungsmaßnahmen abgeschlossen worden. Hingegen sei die Zahl 

berufsbedingter Erkrankungen im Zeitraum 2010–2015 angestiegen, und zwar auf 950, von 

denen allerdings nur 200 anerkannt wurden. Dies sei ein alarmierendes Zeichen und liege 

teilweise darin begründet, dass Ärzte diese Erkrankungen häufiger diagnostizierten. Meist 

handle es sich eher um Muskel- und Knochenerkrankungen als um Krebserkrankungen, die 

zuvor häufiger auftraten. 

Außerdem wurden nähere Erläuterungen zu den Kontrollen im Zusammenhang mit 

Schadstoffen entlang der Lebensmittelkette durch die ASL gegeben, insbesondere im 

Zusammenhang mit persistenten organischen Schadstoffen im Fett von Lebewesen, die in der 

Milch von Schafen und Ziegen gefunden wurden, die beim Grasen in der Umgebung der 

                                                 
1 Nationale epidemiologische Studie der Gebiete und Siedlungen, die einem Umweltrisiko ausgesetzt sind. Siehe 

die Pressemitteilung zur Ausgabe aus dem Jahr 2014: http://www.iss.it/pres/?id=1432&tipo=6. 

 

http://www.iss.it/pres/?id=1432&tipo=6
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Anlage kontaminierte Pflanzen und Erde zu sich nehmen. Aus den Analysen der Milch, aber 

auch der Leber und des Fleischs von geschlachteten Tieren, habe sich ergeben, dass sich im 

Körper von Tieren, die auf Brachland grasen, ein höherer Dioxinanteil feststellen lasse als in 

Körpern von Tieren, die auf Weideland bzw. auf Viehweiden in größerer Entfernung zum 

Industriegebiet grasen. Daher habe der Präsident der Region Apulien verboten, dass Tiere in 

einem Umkreis von 20 km um das Werk grasen. Auch für die Muschelzucht seien Auflagen 

eingeführt worden: Nachdem während des ersten Zyklus des „Mar Piccolo“ hohe Mengen an 

Schadstoffen in Muscheln entdeckt worden seien, sei angeordnet worden, die Muschelzucht 

entweder in den zweiten Zyklus des „Mar Piccolo“ oder während der Sommerzeit (ab dem 

31. März) in das „Mar Grande“ zu verlegen, wenn die Filtration höher sei. Blutanalysen von 

Viehzüchtern in einem Umkreis von 10 km um die Industrieanlage hätten einen leicht 

erhöhten Dioxinwert gezeigt; dies sei jedoch nicht signifikant beim Rest der Bevölkerung, da 

es sich lediglich um kleine Betriebe handelte. 

 

Vito Bruno, Rechtsanwalt und Generaldirektor der regionalen Umweltagentur (ARPA) 

Apulien, stellte seine Delegation vor: Nicola Ungaro, wissenschaftlicher Leiter, Maria 

Spartera, Bereich Bildung und Information, Roberto Giua, Arbeitsstelle Luftqualität, und 

Vittorio Esposito, Regionalleiter. Zur Untermauerung der bereits von den Fachleuten der 

ASL erläuterten Umweltdaten bestätigte der Generaldirektor, dass sich die Gesamtsituation 

seit dem Rückgang der Stahlproduktion im Jahr 2013 zwar verbessert habe, dass jedoch ein 

eindeutiger kausaler Zusammenhang zwischen der Stahlproduktion und der 

Schadstoffkontaminiation in der Stadt Tarent bestehe. Er verwies darauf, dass am 16. Januar 

2016 ein Netz regionaler Umweltbehörden (ARPA) eingerichtet wurde, dem auch die ARPA 

Apulien angehöre. Diese koordiniere ihre Tätigkeiten mit denen der ISPRA (siehe oben), 

wodurch ein System der dualen Kontrolle gebildet werde. Außerdem unterstütze man die ASL 

Tarent in Umweltfragen. In Tarent werde die Luftqualität an 16 Kontrollpunkten gemessen 

(zehn unter Kontrolle der ARPA, sechs unter der von ILVA). Was die Emissionen betrifft, sei 

seit 2013 zwar zweifelsohne eine Verbesserung zu verzeichnen, wobei die im Rahmen der 

EU-Umweltvorschriften vorgegebenen Grenzwerte inzwischen tatsächlich eingehalten 

würden; dennoch könnten die Emissionen aufgrund der ohnehin widrigen Umstände in der 

Stadt weiterhin negative Auswirkungen auf die Gesundheit haben. 

In diesem Zusammenhang arbeite die ARPA Apulien als Kontroll- und Inspektionsstelle, 

damit die zuständigen Behörden in die Lage versetzt werden, politische Beschlüsse über die 

Verwaltung der industriellen Kapazitäten in den Stahlwerken von Tarent zu fassen. Die ARPA 

ergreife auch die geeigneten Maßnahmen, damit zum Wohl der Gemeinschaft Umwelt, 

Gesundheit und Arbeitsplätze gleichermaßen berücksichtigt würden. Die ARPA-Fachleute 

bestätigten, dass die Agentur Windwarnungen ausspreche, damit Behörden und 

Industriebetriebe die entsprechenden Vorbeugemaßnahmen ergreifen können, mit denen die 

schädlichen Auswirkungen des Windes begrenzt werden können (so geschehen bspw. am 

3. Juli).  

Die Delegation fragte, ob die negative Stellungnahme der ARPA bezüglich der Verdoppelung 

der Kapazitäten der Mülldeponien und -verbrennungsanlagen darauf hindeute, dass auch der 

von den neuen Betreibern avisierte Anstieg der Stahlproduktion abgelehnt werde. Die ARPA-

Fachleute antworteten, dass es zwar keinen eindeutigen Zusammenhang zwischen den durch 

die Verdoppelung der Kapazitäten der Verbrennungsanlagen mit Sicherheit auftretenden 

schädlichen Auswirkungen auf die Gesundheit und den noch hypothetischen negativen 

Auswirkungen durch die Produktionssteigerung gebe, dass sich die Produktionssteigerung 
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jedoch mit Sicherheit in irgendeiner Form auf die Gesundheit der Menschen auswirken werde, 

selbst wenn sämtliche dem Unternehmen ILVA durch die AIA auferlegten Verpflichtungen 

eingehalten werden sollten. Daher sei eine Steigerung der Produktion ohne zusätzliche 

Umweltvorgaben nicht denkbar. Insbesondere bekräftigte Dr. Roberto Giua, dass die 

Bewertung der schädlichen Auswirkungen auf die Gesundheit auf der Grundlage der 

Prüfungen durch die ARPA zu dem Schluss geführt hätten, dass, selbst wenn sämtliche im 

AIA-Prüfbericht für ILVA enthaltenen Bestimmungen eingehalten würden (was allein durch 

die fehlende Überdachung der Erzdepots äußerst unwahrscheinlich sei), ein nicht 

hinnehmbares Risiko bestehen bliebe, etwa im Zusammenhang mit dem Krebsrisiko im 

Gebiet um das Werk. Laut der nicht bindenden Stellungnahme der ARPA Apulien würde sich 

das Umweltrisiko wahrscheinlich weiter erhöhen und die Gesundheit weiter verschlechtern, 

wenn man die Produktion deutlich über die in der derzeit geltenden Umweltgenehmigung 

genehmigte Menge 8,5 Mio. Tonnen pro Jahr) steigerte1. 

Im Namen der Gewerkschaften UILM, FIOM-CGIL und FIM-CISL stellten Antonio Talò, 

Giuseppe Romano und Biagio Prisciano eine Reihe von Forderungen vor, mit denen die 

Bevölkerung der Arbeit, der Umwelt und der Gesundheit wieder eine Zukunft geben könne 

und mit der der vor fünf Jahren – zunächst gemeinsam mit der Sonderverwaltung und der 

Regierung und jetzt mit den (per Dekret vom 5. Juni gebilligten) neuen Eigentümern von 

ILVA – eingeschlagene einheitliche Weg gestärkt werden könne. Ihr konstruktiver Ansatz, der 

nicht nur im Sinne der Arbeitnehmer, sondern des gesamten Gebiets sei, stehe jedoch unter 

der Bedingung, dass der Umweltplan vollständig erfüllt werde. Dazu gehöre u. a. die 

Überdachung der Mineralparks, die nicht, wie im Plan von AM-Investco vorgeschlagen, bis 

zum 23. August 2023 aufgeschoben werden dürfe. 

In diesem Zusammenhang wies Francesco Rizzo von der Gewerkschaft USB darauf hin, dass 

bei der von den Fachkräften und Leitern von ILVA durchgeführten Führung durch die 

Anlagen des Werks bewusst die Bereiche ausgespart worden seien, in denen die Menschen am 

stärksten leiden und am häufigsten erkranken (laut Angaben der USB hat sich die Situation im 

Zeitraum der Sonderverwaltung sogar noch verschlechtert). Außerdem wies er darauf hin, 

dass ein Minister der Regierung in Rom bereits vor fünf Jahren versprochen habe, dass die 

Mineralparks binnen sechs Monaten überdacht werden sollten. Und doch habe es in all dieser 

Zeit immer nur eine Lösung gegeben, und zwar die Fenster zu schließen, die Kinder nicht aus 

dem Haus zu lassen und so zu tun, als ob im Stadtteil Tamburi auch an Tagen mit ungünstigen 

Windverhältnissen alles in Ordnung sei. Grundsätzlich gibt es laut den 

Arbeitnehmervertretern nur eine Lösung: Die Umwelt- und Reinigungsmaßnahmen für das 

                                                 
1 Siehe auch die Anmerkungen der ARPA Apulien vom 4. September 2017 zum Antrag auf eine AIA für die neuen 

Maßnahmen und die Änderung des per Dekret des Präsidenten des Ministerrats vom 14. März 2014 

genehmigten Plans für die Maßnahmen und Tätigkeiten für den Schutz der Umwelt und der Gesundheit beim 

Betrieb der Anlagen, sowie, falls angezeigt, der Fristverlängerungen für die Einhaltung der jeweiligen 

Vorschriften: Darin betont die Agentur u. a., dass die bereits in besagtem Dekret des Präsidenten des 

Ministerrats festgelegten Umweltmaßnahmen erst bis August 2023 abgeschlossen werden könnten (die 

ursprüngliche Frist sollte im Juni 2017 ablaufen, wurde dann aber bis September 2017 verlängert). Da der 

Großteil dieser Maßnahmen notwendig sei, um die besten verfügbaren Techniken (BVT) der Branche (siehe den 

Durchführungsbeschluss der Kommission vom 28. Februar 2012 über die besten verfügbaren Techniken (BVT) 

gemäß der Richtlinie 2010/75/EU in Bezug auf die Eisen- und Stahlerzeugung) umzusetzen, wird bekräftigt, dass 

jedwede Verzögerung bei der Umsetzung der Umweltmaßnahmen in dem Werk dem Unternehmen zum Vorteil 

und der Umwelt und der Gesundheit der Bevölkerung zum Nachteil gereichen würde. Außerdem wird darauf 

hingewiesen, dass ein Betrieb des Stahlwerks ohne oder mit nur teilweiser Umsetzung der BVT der Branche 

einen Verstoß gegen die EU-Rechtsvorschriften darstellen könnte. 
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Werk müssten ausnahmslos und zu 100 % umgesetzt werden, beginnend bei den 

alarmierenden Asbest-Werten (die Gesamtmenge an Asbest in dem Werk liegt bei über 

4 000 Tonnen). Neben dem Umweltschutz stehe der Gesundheitsschutz im Mittelpunkt der 

Forderungen der Gewerkschaft. Sie fordern, dass die Regierung die 1,1 Mrd. EUR, die von 

den ehemaligen Eigentümern (der RIVA-Gruppe) eingezogen wurden, für transparente und 

wirksame Reinigungsprojekte verwende, mit denen die Gefahren für die Gesundheit der 

Arbeitnehmer und der Bevölkerung beseitigt würden. Was die Zukunft der Stahlerzeugung in 

Tarent betrifft, müsse mit dem Businessplan das derzeitige Produktionsverfahren erneuert 

werden; was die Beschäftigten betrifft, so dürften sie nicht zusätzlich zu den bereits 

entstanden Umwelt- und Gesundheitsschäden auch noch durch die von AM-Investco 

veranlassten Entlassungen weiter verhöhnt werden. Denn nicht nur die Beschäftigten von 

ILVA, sondern auch die Auftragnehmer und Zulieferer hätten bereits Einschnitte bei der 

Beschäftigung über sich ergehen lassen müssen. In Tarent drehe sich die gesamte Wirtschaft 

um das Stahlwerk; bereits 2008, als die ILVA-Beschäftigten vorübergehend freigesetzt 

wurden, sorgte diese Krise dafür, dass mehr als 3 000 Unternehmen schließen mussten. 

Die Delegationsmitglieder fragten, was die Prioritäten der Arbeitnehmer seien und wie sie zu 

alternativen Möglichkeiten für die Zukunft der Industrie stünden, etwa einer Umstellung der 

Anlagen auf die Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen oder der Übergang zur 

Kreislaufwirtschaft. Die Antwort von Francesco Brigati (FIOM) fiel eindeutig aus: Man 

wolle ILVA nicht um jeden Preis erhalten. Die Bewertung der Gesundheitsschäden, die 

insbesondere durch das Krebsrisiko für Frauen, Männer und Kinder – das zwar leicht 

zurückgegangen, aber immer noch extrem hoch sei –entstehen, veranlasse die Menschen, das 

Dilemma zwischen Arbeit, Gesundheit und Umwelt zu lösen. Sollten die Regierung und die 

neuen Eigentümer Arcelor-Mittal dasselbe Produktionsmodell wie zuvor vorlegen, um eine 

hohe Beschäftigung (10 000 Arbeitsplätze) zu erreichen, würde man das entschieden 

ablehnen1. 

 

Vincenzo Cesareo, Vorsitzender von Confindustria in Tarent, versuchte, das Vertrauen in die 

Fähigkeit von AM-Investco, auch in Tarent auf umweltfreundliche Weise Stahl zu erzeugen, 

zu stärken. Einige Maßnahmen seien bereits umgesetzt worden, und im Gegensatz zum 

vorherigen Eigentümer (RIVA), der auf den Preisunterschied zwischen Rohstoffen und 

Enderzeugnissen spekulierte, werde der neue Eigentümer in kurzer Zeit zeigen, dass er mit 

dem integrierten Produktionszyklus wirksam und effizient produzieren könne. Was die 

kleinen und mittleren Unternehmen betrifft, die die Krise überlebt haben, seien diese bereit, 

eine die Stahlerzeugung ergänzende Wirtschaft aufzubauen, und zwar durch Diversifizierung, 

hohe Qualität bei der Instandhaltung und beim Anlagenbau sowie Innovationsgeist in einer 

Reihe von Bereichen, etwa in der Raumfahrt, dem Schiffbau, LED-Beleuchtung und der 

Erzeugung von Wasserstoff aus erneuerbaren Quellen. Confindustria erinnerte jedoch auch 

daran, dass nicht nur die Arbeitnehmer und die Bürger einen hohen Preis für die von ILVA 

begangenen Umweltsünden und juristischen Verfehlungen zahlen mussten. Zahlreichen 

Unternehmen sei ein Schaden von insgesamt 150–180 Mio. EUR entstanden, etwa durch 

notleidende Kredite, die nach dem Übergang in die Zwangsverwaltung vom Staat nicht mehr 

zurückgezahlt wurden. Daher fordere man, dass den Unternehmen, die dieses Geld 

zurückfordern wollen, keine Steine mehr in den Weg gelegt werden. 

                                                 
1 Dieser Standpunkt wurde am 5. September 2017 (Zeitpunkt des Ablaufs der Frist für die Einreichung der 

Anmerkungen zum von AM-Investco im Juli vorgelegten AIA-Vorschlag beim Umweltministerium) vom Vertreter 

der Gewerkschaft Fiom-CGIL bekräftigt, als er darauf hinwies, dass bei diesem Vorschlag der 

Gesundheitsschutz weder innerhalb noch außerhalb des Werks sichergestellt werden könne. 
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Luca Lazzaro, Vorsitzender des Verbands Confagricoltura in Tarent, betonte, dass durch den 

Umweltnotstand auch zahlreiche Unternehmen in der Landwirtschaft Verluste erlitten hätten. 

Daher trete Confagricoltura – aufgrund der Schäden, die der in dem Gebiet um das Werk 

ansässigen Viehzucht (Tiere mussten aufgrund von Kontamination getötet werden) und dem 

Obst- und Gemüseanbau (Gelände war nicht mehr für den landwirtschaftlichen Anbau 

geeignet) entstanden sind – als Zivilkläger im Strafprozess mit dem Titel „Ambiente 

Svenduto“ (verkaufte Umwelt) auf. Es habe jedoch auch indirekte Schäden auf Provinzebene 

gegeben, beispielsweise bei Milch- und Käseerzeugnissen oder bei Obst und Gemüse (die 

Provinz Tarent ist europaweit führend bei der Erzeugung von Weintrauben und Clementinen). 

Trotz der Investitionen in den ländlichen Tourismus (etwa durch die Umstrukturierung von 

Gutshöfen) hätten die Erzeuger enorme Schwierigkeiten, wettbewerbsfähig zu bleiben. 

Darüber hinaus kämen sie nicht einmal in den Genuss der im Rahmen des Plans für die 

Entwicklung des ländlichen Raums bereitgestellten Finanzmittel, da entweder ihr Gelände als 

städtisches Gebiet eingestuft wird oder sie auf der Liste der Gemeinden, die Zugang zur 

regionalen Finanzierung haben, auf einem der hinteren Plätze stehen. Außerdem bedürfe es 

Investitionen, mit denen dringend notwendige Medienkampagnen zur Vermarktung der 

lokalen Produkte lanciert werden können. Zum Abschluss eine positive Anmerkung: In der 

Agrar- und Lebensmittelwirtschaft sei die Beschäftigungsrate um 9 % gestiegen (dieser Wert 

ließe sich durch die Größe der überlebenden Unternehmen erklären, die bis zu 1 500 

Angestellte haben könnten); Erzeugnisse wie der Primitivo di Manduria aus dem Osten der 

Provinz Tarent (die Nr. 1 unter den italienischen Rotweinen) seien die Zugpferde der grünen 

Wirtschaft. 

 

Um 17.00 Uhr begann der wichtigste Teil der Anhörungen, als eine Reihe von Petenten sowie 

nichtstaatliche Organisation und Bürger, die deren Petitionen unterstützen, das Wort 

ergriffen1. 

Im Jahr 2012 reichte Violante Sion die Petition Nr. 2207/13 ein. Sie bezog sich auf Artikel 3 

EUV, wonach die Union auf „ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung der 

Umweltqualität“ hinwirkt, und schilderte ihre Gefühle beim Verfassen der Petition: Ich habe 

die Petition verfasst, weil dem nicht so ist: Die Menschen in Tarent liegen im Sterben. Das 

Stahlwerk verschmutzt ohne Unterlass die Luft, den Boden und das Erdreich. Während wir 

hier reden, diskutieren und nachdenken, erkranken und sterben die Menschen da draußen, vor 

allem Kinder. Die Kinder und alle Bürger Tarents haben das Recht zu leben. Auf Ihre 

Einladung, Vorschläge zum weiteren Vorgehen zu unterbreiten, verweise ich auf den Prozess 

„Ambiente Svenduto“, dessen Verlauf bestätigt, dass ein Leben in Tarent in Gegenwart des 

Stahlwerks nicht möglich ist2. 

Die Vertreterin von Peacelink, Antonia Battaglia, die bereits die erste Petition Nr. 760/07 

unterstützt hatte, wies nachdrücklich auf die symbiothische Verbindung zwischen der Stadt 

                                                 
1 Siehe Anhang II für die entsprechenden Aussagen und Unterlagen bzw. Auszüge davon (in englischer Fassung). 

 
2 In diesem groß angelegten Prozess, der am 17. Mai 2016 vor dem Zivilgericht von Tarent begann, gibt es 

47 Angeklagte (44 natürliche Personen und drei Unternehmen: RIVA Fire, ILVA und RIVA Forni Elettrici). Die 

Untersuchungen für diesen Fall begannen im Jahr 2009 infolge der Anzeigen, die von Umweltorganisationen in 

Tarent – unter anderem von Peacelink – erstattet wurden. Das führte dazu, dass das Stahlwerk im Juli 2012 

beschlagnahmt wurde (siehe auch Anh. III A). 
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Tarent und dem Unternehmen ILVA hin, die der Stadt einst Arbeit und Wohlstand bringen 

sollte. Sie rekapitulierte einerseits den Verlauf der polizeilichen Untersuchung, die eingeleitet 

wurde, nachdem Peacelink im Jahr 2008 (im Rahmen der Analyse der Käsesorte Pecorino) 

das Thema Dioxin zur Sprache gebracht hatte, und andererseits den Verlauf des von der 

Kommission im September 2013 eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahrens (gefolgt von 

einer begründeten Stellungnahme im Oktober 2014 und dem 2016 gegen Italien wegen des 

Verdachts unzulässiger staatlicher Beihilfen eingeleiteten Verfahren1). Sie bedauerte, dass die 

Dienststellen der Kommission auch drei Jahre danach immer noch zögerten, während in 

Tarent die Zahl der Krankenhauseinweisungen von Kindern aufgrund von 

Atemwegserkrankungen im Stadtteil Tamburi in die Höhe schössen (+24 %), ganz abgesehen 

von den Sterbefällen aufgrund von Tumor- oder Herzkreislauferkrankungen. In der 

aktualisierten Studie von Dr. Francesco Forastiere über die Sterberate in Tarent werde 

bestätigt, dass der Anstieg der industriebedingten Feinstaubkonzentration kurzfristige 

(Infarkte) und langfristige Auswirkungen (Tumoren) auf die Gesundheit hat. Nachdem die 

italienischen Behörden im Juli 2012 und einige Monate später im Dezember 2012 Teile der 

Anlage (Hochöfen, Warmwalzwerke usw.) präventiv beschlagnahmt hatten, sei der Betrieb 

per Regierungsdekret (das erste zur Rettung von ILVA) wieder aufgenommen worden. 

Danach sei die Zahl der von den italienischen und den europäischen Behörden durchgeführten 

Kontrollen bei ILVA nach und nach zurückgegangen; mittels mehrerer Dekrete (insgesamt 

zehn) habe das Unternehmen an den rechtlichen Bestimmungen vorbei die Produktion 

fortführen können. 

Die Überdachung der Mineralparks und die Pflasterung der gesamten Anlage seien noch 

immer nicht abgeschlossen. Die aktualisierten ISPRA-Berichte würden deutlich verspätet 

veröffentlicht. Daher wird gefordert, dass die Delegation, die diese Informationsreise 

unternommen hat, eine Empfehlung in Form eines Berichts an die Kommission verfasst, um 

die Rechtmäßigkeit wiederherzustellen; die geltenden Rechtsvorschriften von der 

italienischen Regierung eingehalten werden; das Europäische Parlament seine Befugnis, die 

Kommission zu kontrollieren, wahrnimmt und sie auffordert, das Genehmigungsverfahren im 

Rahmen der Erneuerung der AIA auf der Grundlage des neuen Umweltplans von Arcelor-

Mittal genau zu überwachen. Man fordert ferner, dass auch die Bürger – nach dem Modell 

des Begleitausschusses, der im Arcelor-Mittal-Stahlwerk in Florange (Lothringen, 

Frankreich) eingerichtet wurde – in einem Ausschuss, der Kontrollen durchführt, Bericht 

erstattet und Stellungnahmen verfasst, miteinbezogen werden. In diesem Zusammenhang 

bringt man seine Skepsis sowohl gegenüber dem neuen Industrieplan von Arcelor-Mittal – mit 

dem bis 2024 die Produktion auf acht Millionen Tonnen pro Jahr gesteigert und gleichzeitig 

die Belegschaft reduziert werden sollen (und zwar durch fünf- bis sechstausend Entlassungen) 

– als auch gegenüber dem Umweltplan zum Ausdruck, der innerhalb von fünf Jahren (also bis 

2023) umgesetzt werden solle, und der mit einem Budget von 1,14 Mrd. EUR ausgestattet sei, 

was angesichts der erforderlichen Maßnahmen geradezu lächerlich wirke, wobei außer Acht 

gelassen werde, dass die für die Behebung der Umweltschäden benötigte Summe von den 

Behörden im Jahr 2013 auf 8,1 Mrd. EUR. geschätzt wurde. 

                                                 
1 Siehe: Pressemitteilung der Kommission vom 21. Dezember 2017, in der die Kommission angibt, dass sie die 

eingehende Untersuchung von Unterstützungsmaßnahmen für den Stahlerzeuger ILVA S.p.A. abgeschlossen 

habe. Sie kam zu dem Schluss, dass zwei vom italienischen Staat im Jahr 2015 gewährte Darlehen zur 

Unterstützung von ILVA illegale staatliche Darlehen umfasst hätten. Italien müsse diesen unrechtmäßig 

gewährten Vorteil in Höhe von etwa 84 Mio. EUR von ILVA zurückfordern. 
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Fabio Millarte, Vorsitzender von WWF Tarent vertrat folgende Auffassung: Tarent könne 

nicht dadurch gerettet werden, dass man ILVA – ein Unternehmen einer Industrie aus dem 19. 

Jahrhundert, die immer noch auf fossile Brennstoffe setzt – vor dem Untergang bewahre. Er 

bedauerte, dass die Beschäftigungskrise bei ILVA (in einer Stadt, in der es auch schon in den 

Zeiten, als das Werk auf Hochtouren lief, 75 000 vor allem junge Menschen arbeitslos waren) 

stärker wahrgenommen werde, als etwa der Umstand, dass in der gesamten Stadt Grünflächen 

fehlten und allgemein die Lebensqualität immer weiter sinke. 

Lunetta Franco, Vorsitzende von Legambiente Tarent, bemängelte, dass die Übereignung 

von ILVA an die Arcelor-Mittal-Investco-Gruppe in keiner Weise transparent abgelaufen sei. 

Lediglich über Presseberichte seien einige Informationen durchgesickert. Nicht nur seien die 

wichtigsten Maßnahmen des Umweltplans bis 2023 aufgeschoben worden; in den Plänen von 

Arcelor-Mittal finde sich darüber hinaus keinerlei Hinweis auf einen Zeitplan (d. h. es könnte 

theoretisch sein, dass in fünf Jahren festgestellt werden könnte, dass bis dahin keinerlei 

Maßnahmen umgesetzt wurden). Außerdem gebe es nur keinerlei Informationen zum Plan für 

die Reinigung und Dekontaminierung, der von den Staatskommissaren mit den von den 

ehemaligen Eigentümern, der RIVA-Gruppe, eingezogenen Mitteln umgesetzt werden soll. 

Legambiente zeigte sich besorgt darüber, wie rasch das Verfahrens zur Erneuerung der AIA 

wieder aufgenommen worden sei; auf diese Weise sei es noch schwieriger, die Bürger und 

Organisationen in das Genehmigungsverfahren miteinzubeziehen. Daher forderten sie die 

Kommission auf, Verantwortung zu übernehmen und den italienischen Staat zu Transparenz 

in allen laufenden Verfahren aufzufordern – mit besonderem Augenmerk auf der neuen AIA –, 

sowie sich für die Beschleunigung der dringlichsten Maßnahmen einzusetzen: die 

Überdachung der Mineralparks und die Instandsetzung der Kohledepots.  

Leo Corvace von Legambiente kündigte an, dass die Organisation Widerstand gegen das 

Projekt „Tempa Rossa“ (ein Ölfeld in der Nähe von Tarent) leisten werde, da es heutzutage 

nicht mehr tragbar sei, nicht erneuerbare Ressourcen auszubeuten, während nachhaltige 

natürliche Ressourcen außer Acht gelassen werden. Darüber hinaus würde das Risiko 

schwerer Zwischenfälle auf ein nicht hinnehmbares Niveau steigen. Bspw. bestünde 

Lebensgefahr, da die austretenden Dämpfe leicht entflammbar seien; darüber hinaus verlaufe 

in der Nähe der Öltanks eine Bahnstrecke). 

RobertaVilla und Maria Teresa d‘Amato legten die Grundsätze der 2011 gegründeten 

Unweltorganisation „Comitato Taranto Lider“ dar: Die Schwerindustrie sei grundsätzlich 

nicht mit einem ökologischen Ansatz vereinbar; in Gesundheitsfragen müssten höchste 

Vorsichtsmaßnahmen und der Vorsorgeansatz gelten; der derzeit in der Industrie verfolgte 

Ansatz müsse überwunden werden; die Anlagen des Industriegebiets, die die Verschmutzung 

verursachen, müssten geschlossen und die kontaminierten Bereiche müssten gesäubert 

werden; Wirtschaft und Kulturbranche müssten umgestaltet werden (etwa durch Konzerte, 

Theaterveranstaltungen usw.). Gleichzeitig habe sich die Organisation an die Spitze der 

Medienkampagne über Endometriose gesetzt, mit der Frauen Gehör verschafft werden soll. 

Bei Endometriose handle es sich um eine Erkrankung, die die weiblichen 

Reproduktionsorgane schwerwiegend schädigen könne und in schweren Fällen zu 

Unfruchtbarkeit führe. Verursacht werde sie durch die Dioxin- und PCB-Belastung im 

Ionischen Meer, für die ILVA verantwortlich sei. „Taranto Lider“ konsultierte im Jahr 2011 

Rechtsexperten im Prozess „Ambiente Svenduto“; diese empfahlen, die potentiellen 

Auswirkungen von Dioxin auf die reproduktive Gesundheit im Gebiet um Tarent zu 

analysieren. Die Organisation könne sich nun auf aktualisierte Studien stützen, unter anderem 
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die von Dr. Forestieri durchgeführte Kohorten-Studie vom Oktober 2016, aus der hervorgeht, 

dass eine -BelastungSO2(Schwefeldioxid) das Endometriose-Risiko um 10 % (im Stadtteil 

Paolo VI sogar um 14 %) erhöht. Daher sei am 12. Januar 2013 eine Petition eingereicht 

worden, in der die Gerichte aufgefordert werden, eine Untersuchung wegen fahrlässiger 

schwerer Körperverletzung einzuleiten, da die Erkrankung offensichtlich durch die 

Industrieverschmutzung verursacht werde. 

In der Zwischenzeit setze sich die Organisation für einen regionalen Gesetzentwurf ein, mit 

dem Endometriose als chronische Erkrankung, die zur Invalidität führt, anerkannt wird. 

Darüber hinaus soll für eine kostenfreie psychologische Unterstützung gesorgt, ein 

Therapiezentrum für Patienten im Krankenhaus eröffnet und ein einschlägiges regionales 

Register eingerichtet werden (in dieser Angelegenheit habe es eine Online-Petition gegeben, 

die von 1 700 Personen unterzeichnet worden sei). Der Entwurf sei am 8. Oktober 2014 als 

Regionalgesetz Nr. 40 mit Vorschriften zum Schutz von Frauen, die an Endometriose erkrankt 

sind, verabschiedet worden; die Organisation setze sich dafür ein, dass es so rasch wie 

möglich umgesetzt wird. Am 23. Februar 2016 sei es gelungen, eine regionale 

Beobachtungsstation für Edometriose einzurichten. In der Zwischenzeit hätten weitere 

Studien (z. B. IESIT und ISS-Biomonitoring) belegt, dass durch die festgestellten erhöhten 

Schadstoffwerte das Risiko für Frauen zwischen 20 und 33 Jahren in Tarent dreieinhalbmal so 

hoch sei wie im regionalen Durchschnitt; bei Frauen zwischen 30 und 34 Jahren liege das 

Risiko 27 % über dem Durchschnitt. 

„Taranto Lider“ agiere an mehreren Fronten: Zum einen versuche man, Unfruchtbarkeit bei 

Frauen zu bekämpfen, zum anderen wolle man jungen Menschen eine berufliche Zukunft 

geben, und zwar nicht mehr im Zusammenhang mit dem großen Stahlwerk, sondern auf der 

Grundlage der tatsächlichen Vorzüge des Gebiets um Tarent. Dadurch sollen ihre 

unternehmerischen Fähigkeiten gefördert werden, damit der Reichtum des historischen, 

künstlerischen, kulturellen und landschaftlichen Erbes dieser Stadt gebührend zur Geltung 

kommt. Daher seien Projekte ins Leben gerufen worden, die für ein Umdenken sorgen und 

mit denen Kultur- und Wirtschaftsprojekte gefördert werden sollen. In diesem Zusammenhang 

seien – zum Teil auch in Schulen – preisgekrönte grafische und multimediale Werke 

entstanden. Darüber hinaus habe es Kommunikations- und Marketingprojekte gegeben, in 

deren Rahmen – mit Blick auf ein neues Wirtschaftskonzept, das auf Tourismus und dem alten 

mit dem Meer verbundenen Handwerk basiert – die Marke „Taranto“ kreiert worden sei. 

Tarent sei mehr als nur ILVA und ENI. Das wahre Tarent, dessen herzergreifende Schönheit1 

lange versteckt gewesen sei, könne nur dann eine Zukunft haben, wenn es sich an seine 

Vergangenheit als Kulturstadt besinnt.  

Auch Marco De Bartolomeo, Vorsitzender der Organisation „Taranto, città spartana“ (Tarent, 

eine spartanische Stadt) befasste sich mit dieser unheilvollen Verbindung der Stadt Tarent und 

der Unternehmen ILVA und ENI: ILVA sei nur zu Gast; die Stadt an sich sei eigentlich etwas 

ganz anderes. Er verwies verbittert darauf, dass 2012 – bevor ILVA von der Welle 

polizeilicher Untersuchungen erfasst wurde – der Anteil der Industrie am BIP der Stadt 14 % 

                                                 
1 Die Dichterin Alda Merini hat diese Idee in ihrem Gedicht „Non vedrò mai Taranto bella“ (Ich werde Tarent 

niemals schön sehen) zum Ausdruck gebracht: „Ich werde Tarent niemals schön sehen – ich werde niemals die 

Birken oder den Wald unter dem Meer sehen: Die Welle ist zu Stein erstarrt und der Oktopus pulsiert in meinen 

Augen.“ 
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betragen habe. Allerdings habe die Stadt einen sehr hohen Preis bezahlen müssen: Man 

schaue nur auf den Verfall der Immobilienpreise im Stadtteil Tamburi, die Vernichtung der 

Muscheln im „Mar Piccolo“ und auf die Kosten von Krebsbehandlungen usw. Das BIP sei um 

20 % gefallen, und die Bewohner der umliegenden Stadtteile seien wie Aussätzige behandelt 

worden. In dieser schweren Zeit sei die Idee aufgekommen, dass der Tourismus die Rettung 

aus dieser Notlage sei. Aber der Stadt fehlte es an Infrastruktur, es gab keine 

Aufnahmekapazitäten, und die Sehenswürdigkeiten waren von einer dicken Rußschicht 

bedeckt. 

Also habe man beschlossen, Menschen in aller Welt über Tarent zu befragen: in New York, 

Moskau, Sydney und Rio de Janeiro. Auch wenn einige die Stadt mit Toronto verwechselten, 

hätten viele doch einen Bezug zum antiken Sparta herstellen können, da das alte Tarent die 

einzige Kolonie der Spartaner war. Das Markenzeichen „Sparta“ sei derart weit verbreitet, 

dass sein Vermarktungspotential fünfmal höher sei als das des Eiffelturms: Weltweit gebe es 

über 3 500 Universitäten, landwirtschaftliche Betriebe, Industrie- und 

Dienstleistungsunternehmen, die sich in irgendeiner Form auf Sparta beriefen. So sei ein 

Projekt ins Leben gerufen worden, mit dem im Oktober 2016 das „Spartan Race“, der 

weltweit bekannteste Hindernislauf, zum ersten Mal nach Tarent geholt wurde. Die regionalen 

Investitionen für das Rennen, an dem 12 000 Athleten teilnahmen, beliefen sich auf 

35 000 EUR, die Einnahmen während der beiden Tage stellten jedoch einen Rekord dar. Der 

Schlüssel zu diesem Erfolg? Das Vermächtnis Spartas an die Stadt, niemals aufzugeben, den 

Schwierigkeiten ins Auge zu sehen und eng zusammenzustehen wie eine spartanische 

Phalanx. 

Zum Abschluss des Treffens überreichte Alessandro Marescotti, Vorsitzender von Peacelink, 

ein Dossier, das eine Reihe neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse über die Geschehnisse um 

das Unternehmen ILVA enthält: etwa über den hochgiftigen Feinstaub in Tarent, über die 

Auswirkungen auf den Intelligenzquotienten von Kindern im Stadtteil in Tamburi, über das 

erhöhte Herzinfarktrisiko an windigen Tagen – vor allem zwischen 7 und 9 Uhr morgens – 

und über die mangelhafte Durchsetzung der wegen der Nichteinhaltung der in der AIA 

festgelegten Vorschriften verhängten Sanktionen, deren Fälligkeitsdatum allerdings immer 

wieder per Dekret verschoben werde. 

 

19. Juli 2017 (Vormittag) 

Die Delegation wurde vom Leiter der Raffinerie, Remo Pasquali, dem Verantwortlichen für 

die institutionellen Beziehungen des Unternehmens ENI, Francesco Manna, und dem 

Verantwortlichen für das Projekt „Tempa Rossa“ (ein Ölgebiet im hochgelegenen Gebiet 

Sauro im Herzen der Basilikata), Eugenio Lopono, empfangen. Die virtuelle Besichtigung 

(die geplanten Projekte bestehen derzeit nur auf dem Papier) fand nach zwei kurzen Briefings 

über die Sicherheits- und Umweltstandards, die Gliederung des Raffineriegeländes und die 

wichtigen Punkte des Projekts „Tempa Rossa“ statt. 

Raffinerie 

 Das Gelände umfasst eine Fläche von etwa 275 Hektar in dem Industriegebiet und wird 

von der Staatsstraße 106 in zwei Bereiche geteilt: Im Norden werden das Rohöl, die 

Halbfertigungserzeugnisse und die Endprodukte gelagert. Der Bereich ist wie die Anlage 

des Unternehmens ILVA eine Industrieanlage von nationalem Interesse. 
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 Der Bereich am Meer umfasst eine Mole und wird mit einer staatlichen Konzession 

verwaltet. Er umfasst vier Anlegestellen: die internen für Schiffe mit einer Tragfähigkeit 

von bis zu 15 000 Tonnen und die externen für Schiffe mit einer Tragfähigkeit von bis zu 

30 000 Tonnen.  

 In der Raffinerie wird das Rohöl, das entweder per Schiff aus Lagern außerhalb Europas 

oder über eine Pipeline aus dem Val D‘Agri in der Basilikata angeliefert wird, 

umgewandelt; sie umfasst eine Anlage mit 135 Tanks, in denen Rohöl, 

Halbfertigungszeugnisse und Enderzeugnisse gelagert werden. 

 Die Verarbeitungskapazität beträgt 6,5 Mio. Tonnen pro Jahr. Dies wird auch nach 

Abschluss des Projekts „Tempa Rossa“ auf diesem Niveau bleiben. Die wichtigsten 

Erzeugnisse sind Propan, Butan, LPG-Gemisch, Benzin, Gasöle, Flugturbinenkraftstoffe, 

Heizöle und Bitumen. 

 Die Anlage verfügt über eine Zertifikat der internationalen Norm ISO14001 sowie eine 

EMAS-Registrierung im Sinne der Verordnungen (EG) Nr. 761/2001 und (EG) 

Nr. 169/2006. 

Wichtige statistische Daten: 

 433 ENI-Angestellte (die Zahl wurde am 30. Juni aktualisiert) und bis zu 

600 Hilfsarbeiter pro Tag; diese Zahl kann während einer „allgemeinen Abschaltung“ zu 

Wartungszwecken auf über 1 000 steigen (z. B. waren vor zwei Monaten in einem 

Zeitraum von 50 Tagen 1 500 Hilfsarbeiter beschäftigt). 

 Investitionen im Zeitraum 2011–2014: 150 Mio. EUR; und für den Zeitraum 2015–2018 

weitere 102 Mio. EUR („Tempa Rossa“ nicht miteingerechnet). 

Einführung in das Projekt „Tempa Rossa“: 

Das Ölfeld „Tempa Rossa“ wurde 1989 von Fina, einem belgischen Unternehmen, das später 

vom französischen Konzern Total aufgekauft wurde, entdeckt. 2002 erwarb Total 25 % der 

Anteile der von ENI gehaltenen sogenannten Gorgoglione-Konzession (abgeleitet vom 

Namen der Gemeinde in Lukanien (heute Basilikata), bei der „Tempa Rossa“ liegt, und die 

einst Briganten beherbergte). Das im Rahmen der Konzession gewonnene Rohöl gehört daher 

Total (50 %), Shell (25 %) und dem japanischen Unternehmen Mitsui (25 %). Das Rohöl aus 

dem Val d‘Agri gelangt über die bestehende 136 km lange Pipeline (96 km in der Basilikata), 

die der Gesellschaft S.O.M. (einem Unternehmen von ENI (70 %) und Shell (30 %)) gehört, 

zur Raffinerie in Tarent. Total wird eine 8 km lange Verbindung vom Ölfeld „Tempa Rossa“ 

zur Pipeline errichten. Die Raffinerie in Tarent wurde 1964 von Shell Italiana errichtet und 

bis 1975 betrieben. Dann wurde sie an Agip Petrol, seit 2003 ENI S.p.A., verkauft. 

Bei „Tempa Rossa“ handelt es sich um ein reines Logistikprojekt, das den normalen 

Betriebsablauf nicht tangiert. Hier die grundlegenden Aspekte: 

 die Errichtung zweier neuer Lagertanks mit einer Gesamtkapazität von 180 000 m3 

(jeweils 120 000 bzw. 60 000) und die Erweiterung des 2 km langen Docks um etwa 
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515 m sowie die Einrichtung einer Ladeplattform für Tankschiffe; 

 weitere Erweiterungsarbeiten: eine neue Pumpe für den Rohöltransport, neue 

Förderbänder von den Tanks zum Dock, ein System zur Aufarbeitung und 

Wiedergewinnung von Dämpfen, die beim Beladen der Schiffe austreten, und eine 

Anlage zur Vorkühlung des Rohöls (die Temperatur des Rohöls, die in der Raffinerie bei 

60 ° gehalten wird, muss vor der Einlagerung in den Tanks gesenkt werden); 

 das Projekt steht im Einklang mit dem Beschluss Nr. 121 des italienischen 

interministeriellen Ausschusses für Wirtschaftsplanung (CIPE) vom 21. Dezember 2001, 

mit dem das Ölfeld „Tempa Rossa“ genehmigt wurde, und mit dem regionalen Energie- 

und Umweltplan (PEAR); außerdem ist es gemäß EMAS und ISO 14001 zertifiziert; 

 das Projekt verfügt über alle notwendigen Sicherheits- und Umweltgenehmigungen; das 

Verfahren für die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) wurde 2011 mit der Erteilung 

der integrierten Umweltgenehmigung (AIA) durch das italienische Umweltministerium 

(MATTM) abgeschlossen; sämtliche Bestimmungen waren vor dem Bau der Anlage 

erfüllt; seit Juni 2015 ist das Ministerium für Umweltentwicklung (MISE)* mit der 

Ausarbeitung der einheitlichen Genehmigung (AUA) betraut; 2013 bescheinigte der 

regionale technische Ausschuss (CTR) in Form einer Stellungnahme die Machbarkeit des 

Projekts in Form einer Stellungnahme1;  

 weitere laufende Genehmigungsverfahren: die staatliche Konzession für den Ausbau des 

Docks, die bislang von der zentralen Anlaufstelle für Produktionstätigkeiten (SUAP) von 

Tarent abgelehnte Genehmigung für die Errichtung von sogenannten „utilities“;  

 die wichtigsten Aspekte der Umweltverträglichkeit sowie Begrenzungsmaßnahmen für 

Luftemissionen: Anwendung der besten verfügbaren Techniken (BVT), insbesondere im 

Hinblick auf Doppelversiegelung bei Pumpen und Schwimmdächer für Lagertanks, die 

neue Anlage zur Staubrückgewinnung mit einem System zur abschließenden 

Verbrennung, mit der flüchtige organische Verbindungen (VOC) um 99,5 % reduziert 

werden, sowie auf die Integration des Plans zur Überwachung der Luftqualität und das 

Netzwerk von ARPA Apulien für die Ozonüberwachung2. Zum Schutz der 

                                                 
1 Bei der AUA handelt es sich um eine einzelne Bestimmung in Umweltangelegenheiten, die durch das Gesetz 

Nr. 35/12 und das Dekret des Präsidenten des Ministerialrats Nr. 59 vom 13. März 2013 eingeführt wurde. In ihr 

werden eine Reihe von in den entsprechenden Umweltvorschriften – etwa dem Gesetzesdekret Nr. 152/06 – 

vorgesehenen Umweltgenehmigungen in einer einzigen Genehmigung zusammengefasst. Der CTR, der im 

Rahmen der Regionaldirektion der Feuerwehr, des öffentlichen Rettungsdienstes und des Katastrophenschutzes 

eingerichtet wurde, ist eine regionale Beratungsstelle für Brandschutz. Er prüft insbesondere Projekte, die in den 

Anwendungsbereich von Verfahren zur Erteilung von Brandschutzgenehmigungen für Industrieanlagen fallen. Er 

wurde mit dem Gesetzesdekret Nr. 334/99, mit dem die Richtlinie 96/82/EG zur Beherrschung der Gefahren bei 

schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen (die sogenannte Seveso-II-Richtlinie) umgesetzt wurde, eingerichtet. 

Im Juli 2015 wurde das Gesetzesdekret Nr. 334/99 durch das Gesetzesdekret Nr. 105/2015 zur Umsetzung der 

Richtlinie 2012/18/EU (die sogenannte Seveso-III-Richtlinie) aufgehoben. 

2 Gemäß dem Verfahren für die Analyse der Umweltauswirkungen und der AIA vom 27. Oktober 2011 werden 

nicht nur, wie in dem ursprünglichen Entwurf für die Lager- und Ladevorrichtungen in „Tempa Rossa“ 

vorgesehen, 36 Mio. Tonnen an Emissionen kompensiert; auch die Endbilanz für die Emission von flüchtigen 

organischen Verbindungen wird – dank innovativer Technologien für die Rückgewinnung von VOC bei der 

Beladung der Tankschiffe – im Vergleich zur Situation davor um 28 Tonnen pro Jahr niedriger ausfallen, was 

einer Gesamtersparnis von 64 Tonnen pro Jahr entspricht. 
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Wasserressourcen ist Folgendes vorgesehen: Kühlungsanlagen mit geschlossenem 

Kreislauf, die keine Extraktion von Meerwasser erfordern; Sammlung und 

Wiedergewinnung von Regenwasser von der neuen Plattform; Verbindung des 

Abwassersystems mit der Aufbereitungsanlage der Raffinerie; Maßnahmen für die 

Säuberung des Bodens und des Erdreichs und Errichtung von Lagertanks mit doppeltem 

Boden; eine Reihe von Vorab-, Begleit- und Nachsorgemaßnahmen zum Schutz der 

Sedimente und des Meeresökosystems; die Minimierung der Geräuschemissionen, etwa 

bei den Bohrungen für das Gerüst des Docks; 

 für die Lebensräume und Arten in dem Gebiet um die Raffinerie, die Teil des Natura-

2000-Netzes sind, ist ein spezifischer Überwachungsplan vorgesehen; zum Schutz der 

Landschaft werden die Böden der neuen Lagertanks abgesenkt; aus den Kühlungsanlagen 

wird kein Dampf mehr austreten; darüber hinaus werden Maßnahmen zur Minderung der 

sichtbaren Auswirkungen und zum Wiederaufbau der Landschaft eingeleitet; 

 die Kosten der Investition werden sich auf 300 Mio. EUR belaufen, die folgendermaßen 

aufgeteilt sind: 30 Mio. für Engineering, 105 Mio. für Materialbeschaffung und 165 Mio. 

für Bauarbeiten; 

 nach Erteilung der AUA werden die Arbeiten, an denen 250 Arbeitseinheiten pro Tag – 

zu Spitzenzeiten bis zu 460 – beteiligt sein werden, voraussichtlich 24 Monate in 

Anspruch nehmen; 

 es wurden vier Kompensationsmaßnahmen vorgeschlagen: Erwerb von erdgasbetriebenen 

Bussen und die Installation von Photovoltaikanlagen in der Stadt Tarent, Entwicklung 

und Förderung des nationalen archäologischen Museums von Tarent, „MarTa“, und die 

Instandsetzung und Restaurierung des Palazzo di Governo (Sitz der Präfektur) und des 

Musikinstituts „Paisiello“. 

Zum Abschluss der Präsentation betonte Francesco Manna, dass ENI über alle 

Genehmigungen und Stellungnahmen durch technische Stellen sämtlicher zuständigen 

Behörden verfüge und dass das Fehlen der AUA allein in der politischen Haltung der Region 

Apulien begründet liege, die die Übereinkunft bislang nicht bestätigt habe1.  

                                                 
1 Die Regierung hat das Tempa-Rossa-Dossier übernommen, nachdem keine Einigung mit der Region erzielt 

werden konnte, die den Teil des Projekts, der im Gebiet um Tarent realisiert wird, infolge einer Abstimmung im 

Regionalrat ablehnte, und zwar mit der Begründung, dass sich dadurch die Auswirkungen auf die Umwelt in der 

Stadt, die bereits unter dem Stahlwerk ILVA zu leiden hat, weiter verschärfen würden. Das Unternehmen Total, 

das das Ölfeld in der Basilikata gemeinsam mit Shell und Mitsui betreibt, hat eine Genehmigung für die 

Aussetzung der Lieferung des gewonnenen Rohöls über die Pipeline im Val d‘Agri in die Raffinerie in Tarent 

beantragt, und will das Rohöl stattdessen mit Dutzenden von Tankschiffen pro Tag zu den Anlagen in Rom und 

Falconara Marittima liefern. Sole 24 ore vom 12. September 2017 und vom 2. September 2017. Ein Jahr nach 

dem endgültigen „Nein“ der Region Apulien im Zusammenhang mit dem Transport des Rohöls aus der 

Basilikata in die Raffinerie in Tarent hat das Unternehmen Raffineria di Roma S.p.A., eine Tochtergesellschaft 

von TotalErg, beim Umweltministerium die Zusage beantragt, das Rohöl von Corleto Perticara mit Tanklastern 

zu einem Logistikzentrum in Rom zu transportieren, dessen Raffinerietätigkeit seit 2012 ausgesetzt ist und in dem 

derzeit lediglich fertige Mineralölerzeugnisse gelagert werden. Das nach Rom gelieferte Öl würde dann über die 

bestehende Pipeline zu den mit dem Reparto Costiero di Fiumincino verbunden Ladebojen weitertransportiert 

werden. Zu diesem Zweck hat Raffineria di Roma S.p.A. im Vorfeld eine Umweltstudie in Auftrag gegeben, mit 

der gezeigt werden soll, dass das Projekt keine wesentlichen Auswirkungen auf die Umwelt haben wird und 

keine Analyse der Umweltauswirkungen erfordert. Gazetta del Mezzogiorno 1. September 2017 
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Während des Besuchs kam die Sprache auf Details des Betriebsablaufs in den großen 

Anlagen, etwa den thermischen Crackanlagen (bei diesem Verfahren werden langkettige 

Kohlenwasserstoffe durch Erhitzen gespalten), oder bei den Verfahren im Zusammenhang mit 

Wasserstoff auf die Einheit „Claus“, in der Schwefelwasserstoff (H2S) in elementaren 

Schwefel und sogenannte Molekularsiebe – die Wasserstoff vom Brenngas aus der Raffinerie 

reinigen – umwandeln, die Gasfackeln der Raffinerie (drei in Tarent), die bei einem Notfall 

überschüssige Gase aus der Raffinerie verbrennen, oder die Tanks zur Lagerung des Rohöls 

(das über die Pipeline oder die unterseeische Leitung, die mit den Tankschiffen im „Mar 

Grande“ verbunden ist, angeliefert wird). Auf diese Weise bekam die Delegation einen 

besseren Einblick in die Topographie der bestehenden Anlagen (die durch die 

Staatsstraße 106 von den Lagerstätten getrennt sind), insbesondere in den Verlauf der 

unterirdischen Pipeline, die durch einen Hügel läuft und sich im Tal in ein Netz aus Rohren 

aufspaltet, in denen das Rohöl in die einzelnen Lagertanks transportiert wird. Auch der 

Fahrplan für die Maßnahmen zur Umsetzung des Projekts „Tempa Rossa“ wurde näher 

erläutert. Mit Ausnahme der laufenden Reinigung des Bodens bestehen diese Maßnahmen 

bislang allerdings nur auf Papier. Sie umfassen insbesondere neue Strukturen bei der Pipeline 

für den Rohöltransport, dem Pumpenraum und die Kühlanlage, den Lagertanks mit einer 

ähnlichen Struktur wie bei den bereits sichtbaren Tanks (Schottwände, Schwimmdächer, 

doppelte Böden, Löschschaumsysteme), sowie der künftigen Anlegeplattform für Schiffe mit 

einer Tragfähigkeit von bis zu 46 000 Tonnen (die – gemeinsam mit der Erhöhung der 

Ladegeschwindigkeit von 1 000 auf 3 000 m3/h – dazu beitragen wird, die Anlegezeit und 

damit auch die Risiken für die Schiffe im Hafen von Tarent zu reduzieren). In ähnlicher 

Weise werden auch in den Dampfrückgewinnungsanlagen die BVT angewendet, mit denen 

die Dämpfe um 99,5 % reduziert werden können. 

Was die Logistik betrifft, so ist dringend darauf hinzuweisen, dass in Tarent weitere Pipelines 

sowie eine entsprechende Gleisanbindung fehlen; für das Produktionsverfahren bedeutet das, 

dass es nur eine Alternative zum Schiff gibt: den Transport auf der Straße mit Tanklastern. 

Offenbar spricht immer mehr für diese Möglichkeit, sofern das Ministerium für 

wirtschaftliche Entwicklung (MISE) dem Antrag des Gemeischaftsunternehmens 

„Gorgoglione“, das gesamte pro Tag in „Tempa Rossa“ gewonnene Rohöl mittels 

250 Tanklastern in das Lager von ENI Pomienza (Latium) oder nach Kalabrien zu 

transportieren, stattgibt. Dieses Thema wurde beim jüngsten Treffen zwischen der 

Staatskanzlei und leitenden Managern von ENI am 18. Juli in Rom diskutiert. Sie gehen 

davon aus, die Ölfelder von „Tempa Rossa“ ab dem zweiten Quartal 2018 ausbeuten zu 

können (auch wenn die Region Basilikata, die sich dagegen ausspricht, das MATTM um eine 

spezifische UVP ersucht hat1). In der Tat werden in der Raffinerie in Tarent bereits jetzt 

täglich etwa 600 Tanklaster mit Enderzeugnissen befüllt, die an alle Erdölunternehmen in 

Süditalien liefern (Apulien, Basilikata, Kampanien, Kalabrien und Molise).  

Letzte Anhörungsrunde in der Präfektur 

Daniela Spera, die zwei Petitionen zum Projekt „Tempa Rossa“ eingereicht hat, legt den 

Schwerpunkt auf die Petition Nr. 1107/2011, die von der Organisation Legamjonici 

eingereicht wurde. Sie bezieht sich in erster Linie auf die Antwort der Kommission vom 30. 

Juni 2017 (die insgesamt sechste), in der die Kommission nach ihrem bewährten Muster 

vorgeht und zu folgendem Schluss kommt: „Es konnte vorerst kein Verstoß gegen die 

                                                 
1Siehe Repubblica vom 3. Oktober 2017 

http://napoli.repubblica.it/cronaca/2017/10/03/news/potenza_stop_della_regione_basilicata_alle_autobotti_del

_petrolio_da_tempa_rossa_a_roma-177289422/  
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Richtlinien 2012/18/EU (Seveso-II), 2010/75/EU (Industrieemissionen), 2001/42/EG (Prüfung 

der Umweltauswirkungen) und 2011/92/EU (Umweltverträglichkeitsprüfung) festgestellt 

werden [...]. Die Kommission wird die Lage weiterhin im Auge behalten“. 

Mit Bezug auf die Vorort-Besichtigung durch die Delegation wies die Petentin mit Nachdruck 

auf Folgendes hin: „Es ist offensichtlich, dass diese Lagertanks, die sich an einer stark 

befahrenen Straße befinden, eine Gefahr für die Bevölkerung darstellen. Wir haben die 

Kommission im Zusammenhang mit der Seveso-Richtlinie auf diesen Umstand hingewiesen. 

Man hat uns mitgeteilt, dass die einzige Maßnahme, die der italienische Staat bei einem 

Zwischenfall ergreifen muss, darin besteht, elektronische Anzeigetafeln aufzustellen. Das 

grundlegende Problem betrifft allerdings die Einhaltung von Sicherheitsabständen, über die 

offenbar selbst in den EU-Rechtsvorschriften Unklarheit herrscht. Die Umweltverschmutzung 

im Mar Grande und im Mar Piccolo wird durch den Seeverkehr im Hafen von Tarent 

(aufgrund des Projekts „Tempa Rossa“ sollen jährlich 90 Tankschiffe mehr in den Hafen 

einlaufen) zunehmen, da er, ebenso wie die Pumpanlage von ILVA die Strömungsverhältnisse 

beeinflusst. 

In der Seveso-Richtlinie ist festgelegt, dass der Betreiber der regionalen technischen Behörde 

mindestens sechs Monate vor Inbetriebnahme den endgültigen Sicherheitsbericht vorlegen 

muss. Die regionale technische Behörde teilt uns allerdings mit, dass sie bislang noch keinen 

derartigen Bericht erhalten habe und dass dieser Bericht nicht verpflichtend sei. Angesichts 

des Umstands, dass in Tarent bereits zwei schwere Wirbelstürme registriert wurden, haben 

wir berechnet, dass die Anlagen Windgeschwindigkeiten von maximal 97,2 km/h widerstehen 

könnten (bei einem Wirbelsturm der Stärke F2 treten Windgeschwindigkeiten von 180–

250 km/h auf) – und das ist keineswegs weit hergeholt!  

Was die Fischereierzeugnisse, insbesondere Muscheln, betrifft, haben wir die Kommission 

aufgefordert, die nationalen Maßnahmen im Fall einer Kontamination von Fischen zu 

untersuchen; darüber hinaus haben wir die Frage gestellt, ob die Dienststellen der 

Kommission bestätigen können, dass der Erlass zur Zerstörung von Jakobsmuscheln im „Mar 

Piccolo“ vollständig umgesetzt wurde. Auf die erste Anfrage haben wir lediglich 

ausweichende Antworten erhalten, da sich die Kommission stärker mit den Auswirkungen der 

Umweltverschmutzung auf den Markt bzw. das Produktmarketing als mit der 

Umweltverschmutzung selbst – die keinesfalls hinnehmbar ist – zu befassen scheint. Was den 

zweiten Punkt betrifft, wurden unsere Vermutungen durch die Erklärung eines Beamten zum 

Verfahren „Ambiente Svenduto“ bestätigt, wonach lediglich 141 Tonnen der 20 000 mit 

Dioxin und PCB kontaminierten Muscheln endgültig zerstört wurden1. 

Schließlich sprachen wir noch das Recht der Bürger auf den Zugang zu Informationen in den 

Bereichen Gesundheit und Umwelt an. Wir haben die Präventionsabteilung von Tarent (ASL) 

mehrfach um Kopien der Testberichte sowie die Ergebnisse der Analysen der im Zeitraum vor 

2008 sowie in den Jahren 2014–2015 aus den Muscheln entnommenen Proben ersucht. Den 

ersten Bericht erhielten wir erst, nachdem wir die Kommission um Mediation ersuchten; der 

zweite Bericht wurde uns bislang nicht übermittelt. Wir fordern daher den Petitionsausschuss 

des Europäischen Parlaments auf, öffentlich anzuprangern, dass die zuständigen Behörden 

ständig versagen, wenn es darum geht, den Bürgern diese Informationen zugänglich zu 

                                                 
1 Siehe die Website der Zeitung „Gazzetta del Mezzogiorno“ vom 28. Juni 2017 

http://www.lagazzettadelmezzogiorno.it/news/taranto/904872/cozze-alla-diossina-il-giallo-su-20mila-tonnellate-

fantasma.html. 

http://dir.va/
http://www.lagazzettadelmezzogiorno.it/news/taranto/904872/cozze-alla-diossina-il-giallo-su-20mila-tonnellate-fantasma.html
http://www.lagazzettadelmezzogiorno.it/news/taranto/904872/cozze-alla-diossina-il-giallo-su-20mila-tonnellate-fantasma.html
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machen, was in unseren Augen einen Verstoß gegen das Übereinkommen von Aarhus 

darstellt1. 

 

Antonia Battaglia erläutert einige Aspekte des ENI-Projekts „Tempa Rossa“, die seit 2015 

auch von Peacelink kontinuierlich überwacht werden, wobei die Organisation – gemeinsam 

mit COVA Contro, einer gemeinnützigen Umweltorganisation aus der Basilikata – der 

Kommission eine Reihe von Daten übermittelt, die belegen, dass das Grundwasser und die 

Lebensmittelkette in der Basilikata bereits kontaminiert sind. Bedauerlicherweise haben sich 

die Verantwortlichen in Brüssel in dieser Angelegenheit bislang nur vage geäußert. Da die 

Kommission etwaige Verstöße gegen die Umwelt- und Gesundheitsvorschriften durch die 

ENI-Raffinerie nur zögerlich anerkennt, haben Peacelink und COVA Contro zusätzliches 

Material übermittelt, um auf eine Reihe ungeklärter Umweltprobleme aufmerksam zu 

machen. 

Luciano Manna (Peacelink) verwies erneut nachdrücklich auf die unzureichende 

Transparenz bzw. Veröffentlichung der Ergebnisse der im Rahmen des ISPRA/ARPA-

Systems in den Anlagen von ENI durchgeführten Tests. So sei etwa die jüngste ISPRA-

Inspektion, die im Mai 2016 durchgeführt wurde, erst 13 Monate später, auf der Seite des 

Ministeriums veröffentlicht worden: das heißt am 2. Juli 2017! Die Verspätung steht 

sinnbildlich für eine ganze Reihe von Problemen bei der Einhaltung von Vorschriften. So 

wurden die von ISPRA bei der Inspektion im Mai aufgeworfenen Fragen erst im 

November 2016 registriert. Nachdem ENI geantwortet hatte, konnte ISPRA die Ergebnisse 

am 22. Dezember 2016 an ARPA (zuständig für den entsprechenden Berichtsentwurf) 

übermitteln. In dem Bericht von ARPA werden einige schwerwiegende Mängel und 

Widersprüche aufgedeckt. Auf die Frage, wie viele Sicherheitsventile vorhanden seien, die 

verhindern sollen, dass Öl aus den Tanks tritt, gab ENI an, dass es 23 Ventile für 130 Tanks 

gebe. ARPA wies außerdem darauf hin, dass das System der Schwimmdächer über keinerlei 

Schutzmembranen verfüge, die Geruchsemissionen verhindern sollen. Außerdem gebe es an 

den Docks, an denen die Schiffe be- und entladen werden, keinerlei Warnsysteme für den 

Fall, dass H2S oder VOC austreten, was häufig der Fall ist, wenn Schiffe anlegen. Was das 

Grundwasser betrifft – das entnommen und gereinigt werden muss, bevor es ins Meer geleitet 

wird – weichen der ARPA-Bericht und die Angaben von ENI selbst stark voneinander ab. 

ARPA hat Schadstoffe in dem ins Meer geleiteten Wasser entdeckt, während ENI angab, dass 

die Anlagen zum Zeitpunkt der von ISPRA durchgeführten Tests reibungslos funktionierten. 

Allerdings hat das Ministerium erneut betont, dass die Schadstoffe zweifelsfrei aus dem 

Abwasser der Raffinerie stammen. 

Angelo Cannata, Präsident der Organisation Le Sciaje, betonte, dass sein Kulturverein im 

Rahmen der bürgernahen Entscheidungsfindung nach neuen Wegen der aktiven Teilnahme 

suche; er bezog sich dabei nicht nur auf die Muschelkulturen (im „Mar Piccolo“ sind 

30 Unternehmen aus Tarent tätig), sondern allgemein auf die Lebensqualität, auf die 

Umverteilung des Wohlstands im Hinblick auf die Ressourcen der Stadt sowie auf die 

Probleme bei der Beschäftigung. Diese Probleme beziehen sich allerdings nicht nur auf die 

Eisen- und Stahlindustrie, da aus den einschlägigen Daten über unangemeldete Arbeit 

hervorgeht, dass zahlreiche Arbeitnehmer in diesem Bereich „schwarz“ bezahlt werden. 

Obwohl Tarent auf halbem Weg zwischen Lecce und Matera liegt, wird es als städtisches 

                                                 
1 Siehe auch die schriftliche Mitteilung der Organisation Legamjonici vom 19. Juli 2017 an den 

Petitionsausschuss. 
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Gemeinwesen bezeichnet, das sich inmitten einer urbanen Krise befindet, wobei außer Acht 

gelassen wird, dass auch der Tourismus und der Kulturbereich von der Krise betroffen sind. 

Die lokalen Organisationen haben den Petitionsausschuss daher ersucht, nicht nur einen 

sanktionsbasierten Ansatz zu verfolgen, sondern sich auch in der Suche nach praktischen 

Wegen hin zu einer grünen und sozialen Wirtschaft zu engagieren, die den Bedürfnissen der 

örtlichen Gemeinschaft entspricht, anstatt der Logik nationaler und internationaler 

Investitionen in die Stahlindustrie zu folgen. 

Zum Abschluss des Tages, der ganz im Zeichen von ENI stand, beantworteten der Leiter der 

Raffinerie, Remo Pasquali, der Geschäftsführer, Carlo Guarrata, und der Verantwortliche für 

die institutionellen Beziehungen des Unternehmens, Francesco Manna, Fragen der 

Delegationsmitglieder, die um Klarstellung und Erläuterung der von den Bürgern gelieferten 

Daten und Informationen ersuchten. In diesem Zusammenhang muss zwischen der 

bestehenden Raffinerie, der Pipeline, den Dockanlagen und dem künftigen Logistikprojekt 

„Tempa Rossa“ unterschieden werden. 

Eine kurze Anmerkung zum Seeverkehr im Hafen von Tarent: Aus einer Studie aus dem 

Jahr 2015 geht hervor, dass etwa 730 Schiffe vor Anker lagen, während es bei einer Studie im 

Jahr 2016 lediglich 350 waren, was einem Rückgang um über 50 % entspricht. 

Raffinerieanlagen 

 Bei den jährlich durchgeführten, planmäßigen AIA-Inspektionen der Anlage 

(November 2015, Mai 2016, noch kein Zeitpunkt für die Inspektion im dritten Quartal) traten 

bislang keine Umweltnotstände zutage. Vielmehr wurden Empfehlungen ausgesprochen, die 

Sicherheitsvorkehrungen zu erhöhen, was von ENI selbst übernommen wurde; so wurden 

beispielsweise die Vorschriften für Großfeueranlagen umgesetzt (mit Wirkung vom 1. Januar 

2016). 

Auf die Fragen der Delegationsmitglieder bezüglich einer Reihe von Mängeln und Verstößen, 

die bei der jüngsten ISPRA-Inspektionen entdeckt wurden, äußerten sich die ENI-

Verantwortlichen folgendermaßen: 

 Diese Untersuchungen bezögen sich auf AIA-Aktualisierungen, nicht aber auf das 

Projekt „Tempa Rossa“. Die AIA werde derzeit überarbeitet; ENI warte darauf, dass 

der im italienischen Gesetz zur administrativen Vereinfachung vorgesehene 

Dienstleistungsausschuss zusammentrete. 

 Die Ergebnisse der ISPRA-Inspektionen seien Verbesserungsvorschläge, die ENI mit 

Hilfe neuer Technologien umsetzen werde. 

 Was etwa die Schutzmembranen auf den Schwimmdächern der Tanks betreffe (mit 

denen der Austritt von VOC reduziert werden soll), habe ENI unabhängig ein 

Programm zur Ausstattung der Tanks mit diesen Membranen initiiert, das bereits zu 

75 % umgesetzt sei und bis zum Jahr 2018 abgeschlossen werde. 

 Die Sicherheitsventile (zur Vermeidung von Überdruck) seien bereits vollständig 

installiert. Was die Mängel bei den automatischen Ventilen betreffe, die Regenwasser 

in das Ablaufsystem leiten (um zu verhindern, dass die Schwimmdächer versinken), 

so habe ENI bereits vor 18 Monaten begonnen, die Tanks mit derartigen Ventilen 
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auszustatten. Inzwischen seien die Arbeiten abgeschlossen. Es handle sich weniger 

um eine Auflage, als vielmehr um eine Empfehlung, ein Programm auf freiwilliger 

Basis umzusetzen. 

 Inzwischen sei vollständig sichergestellt, dass die bei Be- und Entladen an den Docks 

entstehenden Emissionen eingefangen werden können. Die von ISPRA 

angesprochene Angelegenheit beziehe sich auf die Funktion, dass Emissionen in die 

Luft am Emissionspunkt S6 (eine Dampfrückgewinnungsanlage am Ladedock) 

automatisch aufgezeichnet werden, was nur bei einer Abschaltung der Raffinerie 

aktiviert werde. Unter diesen Bedingungen (die höchstens 40-mal pro Jahr auftreten 

sollen) könne der Dampf, der beim Be- und Entladen der Schiffe entsteht, nicht über 

das raffinerieeigene sogenannte „Blow-Down-System“ rückgewonnen werden. In den 

vergangenen drei Jahren seien derartige Umstände allerdings nie eingetreten. 

Schließlich sei der Emissionspunkt S6 unter Normalbedingungen als 

Vorsichtsmaßnahme durch einen speziellen sogenannten Blindflansch blockiert und 

könne nur von einer für die Bedienung zuständigen Person aktiviert werden. Dies 

geschehe gemäß einem spezifischen Verfahren, in dem die im Rahmen der geltenden 

Genehmigungen vorgeschriebenen Überwachungs- und Aufzeichnungstätigkeiten 

näher erläutert sind. Darüber hinaus befinde sich ein neues 

Dampfrückgewinnungssystem für die Docks der Raffinerie in der Planungsphase. Mit 

der Inbetriebnahme werde es die derzeitigen Methoden zur Dampfrückgewinnung 

beim Be- und Entladen von Erzeugnissen und dem Rohöls aus dem Val d‘Agri 

ersetzen. 

 Die Gefahr von Ölverschmutzungen durch die vor Anker liegenden Schiffe bzw. 

Kollisionen dieser Schiffe sei minimal: Einerseits da die Schiffe neben dem 

Präventionssystem (Feuerwehrleute) unter ständiger Beobachtung von 

Sachverständigen eines externen Unternehmens stünden, die über die notwendigen 

Kenntnisse und die Ausrüstung verfügten, um diesen Teil des Meeres zu überwachen 

und im Notfall einzugreifen, andererseits da die Hafenbehörde und Hafenaufsicht, die 

den gesamten Verkehr in den Häfen des Mar Grande beaufsichtigen, äußerst streng 

vorgehen, wenn es darum geht, bei widrigen Wetterbedingungen Schiffen den 

Zugang zu verweigern bzw. einen Ankerplatz zuzuweisen, und dabei keine Rücksicht 

auf den Bedarf der Raffinerie nähmen. 

 Die Raffinerie, bei der es sich um eine Hochrisikoanlage handle, bedürfe gemäß der 

Seveso-Richtlinie einer AIA sowie interner und externer Notfallpläne. In den 

Unterlagen werde die Anlage immer nur in ihrem zu diesem Zeitpunkt bestehenden 

Zustand beschrieben; daher müssten sie laufend aktualisiert werden. Zu diesem 

Zweck sei in den italienischen Rechtsvorschriften ein langes Bewertungsverfahren 

vorgesehen, das in einer neuen AIA mit den entsprechenden Notfallplänen münde. 

Sollten im Rahmen der Inspektionen neue Möglichkeiten zur Verbesserung der 

Umweltleistung ermittelt werden, lege die Aufsichtsbehörde dem Unternehmen ENI 

Vorschläge in Form von Empfehlungen in Bezug auf die BVT vor, die zum 

Abschluss des Bewertungsverfahrens in die neuen AIA-Auflagen aufgenommen 

würden. Eine ISPRA-Empfehlung sei daher – entgegen der weit verbreiteten 

öffentlichen Wahrnehmung – nicht gleichbedeutend mit einer AIA-Auflage. 

 Der derzeitige externe Notfallplan sei unter der Leitung der Präfektur, die sämtliche 
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Aufsichtsbehörden koordiniert, auf der Grundlage des Sicherheitsberichts von 2012 

ausgearbeitet worden. Der Sicherheitsbericht von 2015 werde derzeit fertiggestellt 

und analysiert; nach Abschluss dieser Arbeiten werde die Präfektur einen 

überarbeiteten Notfallplan ausgeben1.  

Das Logistikprojekt „Tempa Rossa“ 

– Eine kurze Anmerkung zum Seeverkehr: 

Wenn aufgrund des Projekts „Tempa Rossa“ tatsächlich 90 Schiffe mehr einlaufen 

würden, müsste auch die Kapazität bei der Absorption der aus den Tankschiffen bzw. 

bei Be- und Entladen entweichenden Dämpfe verbessert und die Anlegezeiten deutlich 

(um 30 %) gesenkt werden, um letztendlich das Risiko schädlicher Emissionen zu 

senken.  

– Sicherheit: 

Aus dem vorläufigen Sicherheitsplan ergaben sich gewisse Auflagen, die ENI in einer 

späteren Phase zu erfüllen gedenkt. Nach der Errichtung der Anlage wird der 

technische Ausschuss mit der Ausarbeitung des endgültigen Sicherheitsplans betraut. 

Erst nachdem dieser Plan angenommen wurde, kann die Anlage in Betrieb genommen 

werden. Sämtliche Auflagen des vorläufigen Sicherheitsplans (einschließlich der 

Bestätigung der Machbarkeit) werden während der Engineeringphase in den 

endgültigen Plan aufgenommen und in der Bauphase umgesetzt. 

– Mutmaßliche Verstöße gegen die in der Genehmigung des Projekts festgelegten 

Vorschriften: 

Dabei soll es sich um Fehlinterpretationen des Verfahrens zur Verbesserung der 

Dampfrückgewinnungsanlage handeln. Damit die für das Projekt „Tempa Rossa“ 

vorgeschlagenen Technologien (BVT) auch in der Raffinerie angewendet werden 

können, bedarf es eines separaten Antrags. Auf diese Weise kommen weitere 28 Mio. 

Tonnen zu den jährlich im Rahmen von „Tempa Rossa“ geplanten 36 Mio. Tonnen an 

Emissionseinsparungen hinzu (nach Inbetriebnahme soll es – wie im 

Genehmigungsdekret vorgesehen – praktisch keine Emissionen geben), was einer 

Reduzierung um insgesamt 64 Mio. Tonnen entspricht. Die beiden Anlagen, die die 

gleichen Technologien verwenden, sind jedoch physisch voneinander getrennt, da 

erstere zur Lagerung für „Tempa Rossa“ und letztere für die Raffinerie fungiert. Daher 

wurden zwei separate Anträge zu unterschiedlichen Zeitpunkten gestellt, die jeweils 

unterschiedliche Ergebnisse zeitigten. 

Ein weiteres Missverständnis beruht auf dem Umstand, dass bei „Tempa Rossa“ die 

bestehende Pipeline (144 km) verwendet wird, mit der das Rohöl aus Viggiano 

(Tarent) nach Tarent transportiert wird. Das Gemeinschaftsunternehmen mit dem 

Konzessionsinhaber Total hat bei den nationalen und regionalen Behörden einen 

                                                 
1 In Italien wurde diese Entwicklung kurzzeitig unterbrochen, als das Gesetzesdekret Nr. 105/2015 zur 

Umsetzung der Richtlinie 2012/18 („Seveso III“) und zur Aufhebung des Gesetzesdekrets Nr. 334/99 – das 

diesen Bereich regelte – in Kraft trat. Siehe http://www.replegal.it/it/ambiente-e-energia2/item/179-il-d-lgs-n-

105-2015-la-seveso. 

http://www.replegal.it/it/ambiente-e-energia2/item/179-il-d-lgs-n-105-2015-la-seveso
http://www.replegal.it/it/ambiente-e-energia2/item/179-il-d-lgs-n-105-2015-la-seveso
http://www.replegal.it/it/ambiente-e-energia2/item/179-il-d-lgs-n-105-2015-la-seveso
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Antrag gestellt, im Rahmen des Projekts „Tempa Rossa“ ein neues Erdölzentrum 

sowie eine 8 km lange Pipeline zu bauen, die mit der bestehenden Pipeline 

verbunden wäre. Allerdings fallen die von Total in der Basilikata und von ENI in 

Tarent (Apulien) gestellten Anträge jeweils in den Zuständigkeitsbereich 

verschiedener Behörden und werden von unterschiedlichen Stellen in zwei 

verschiedenen Regionen (Apulien und Basilikata) bearbeitet; daher können sie nicht 

in einer einzigen Genehmigung zusammengefasst werden. 

Auf die Fragen der Delegationsmitglieder nach dem Ansatz, den ENI im Hinblick auf die in 

der Nähe der Raffinerie lebenden Menschen – die in den Industrieentwicklungsplänen 

offenbar nicht berücksichtigt werden, obwohl deren Vertrauen die höchste Priorität des 

Unternehmens sein sollte – verfolgt, antworteten die ENI-Verantwortlichen, dass die Lage 

zwar komplex sei, aber dass ENI fest entschlossen sei, im Einklang mit dem Übereinkommen 

von Aarhus über den Zugang zu Informationen in Umweltangelegenheiten der Öffentlichkeit 

weiterhin Informationen über das Projekt „Tempa Rossa“ bereitzustellen – etwa über eine 

Reihe von Initiativen wie Medienkampagnen oder öffentliche Sitzungen –, ohne jedoch 

detailliertere Angaben zu machen.  

Schließlich stellten die Delegationsmitglieder den ENI-Verantwortlichen die Frage, ob sie es 

nicht als anachronistisch empfänden, über eine Milliarde Euro in Projekte zu investieren, die 

auf fossile Brennstoffe abzielen, anstatt in Energie aus erneuerbaren Quellen oder 

Biotreibstoffe. Francesco Manna antwortete, dass das Unternehmen anstrebe, die CO2-

Emissionen innerhalb von fünf Jahren um 80 % zu reduzieren (das Ziel sei bereits zur Hälfte 

erreicht), und verwies auf das Beispiel einer grünen Raffinerie in Gela, in der Pflanzenöle 

verwendet würden. Das Ziel besteht weiterhin darin, das Verhältnis zwischen den einzelnen 

Energieressourcen zu ändern und diejenigen zu bevorzugen, denen die Zukunft gehört. Auch 

ENI muss diesen Übergang bewältigen (die eine Milliarde Euro, die in der Frage aufgeworfen 

wurde, betreffe nicht ENI, sondern den Konzern Total). 

Zusammenfassung 

Die Anwesenheit einer Delegation des Petitionsausschusses in Tarent zehn Jahre nach dem 

Eingang der ersten Petition (Nr. 760/2007) zu einem erhöhten Dioxingehalt in der Luft dürfte 

einen Wendepunkt hin zu einer wirksamen Beteiligung der Bürger, der Sozialpartner und der 

Zivilgesellschaft an den strategischen Entscheidungen der italienischen Regierung, der 

Region Apulien und der lokalen Gebietskörperschaften markieren, wenn es darum geht 

gemeinsam mit den Unternehmen ILVA und ENI Synergieeffekte zu nutzen, ohne jedoch 

andere Wirtschaftsakteure und soziale Akteure auszuschließen. Damit soll eine produktive 

Zukunft für das allgemeine Wohlergehen für Tarent umrissen werden, die nicht mehr allein 

auf der Technologie und der Steigerung der Produktionstätigkeit beruht. Die Organe und die 

Bürger der EU nähern sich einander an angesichts der Gelegenheit, ein nachhaltiges urbanes 

Entwicklungsmodell unter Beteiligung der Bevölkerung zu realisieren, mit dem es gelingen 

kann, die Geschichte der Stadt, ihre Umwelt und ihre jüngere industrielle Vergangenheit zu 

vereinen. 

Die aus Mitgliedern des Europäischen Parlaments bestehende Delegation absolvierte ein 

intensives Programm voller Besichtigungen und Anhörungen, das für viel Aufmerksamkeit 

gesorgt hat, und zwar nicht nur bei den Petenten und in den Medien, sondern auch bei den 

Sozialpartnern und all jenen, die sich für die Zivilgesellschaft engagieren. Bei den 
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Vorortbesichtigungen der sichtbaren Anlagen und Dienste auf dem Gelände von ILVA und 

ENI – das Industrie- und Hafengebiet ist zweieinhalbmal so groß wie die gesamte Stadt 

Tarent – zeigten die technischen und administrativen Verantwortlichen der beiden 

Unternehmen Professionalität, Offenheit und Gastfreundlichkeit. Während der 

Untersuchungen erhielten die Delegationsmitglieder Einblick in die hohe Komplexität 

früherer und gegenwärtiger industrieller und technologischer Verfahren. Darüber hinaus 

spürten sie auch die physischen und psychologischen Auswirkungen der Anlagen: die Luft, 

die man atmet, die Gerüche, die an windigen Tagen durch die Stadtgebiete in der Nähe der 

Raffinerie wabern, der Druck, der auf dem Leben der Menschen im Stadtteil Tamburi lastet, 

die trotz der sogenannten „ökologischen“ Hügel Tag für Tag dem Rauch aus den Schloten der 

Fabrik ausgesetzt sind, und das beklemmende Gefühl, eine von Öltanks gesäumte Straße 

entlangzugehen. Daher war die spontane Reaktion auf diesen permanenten 

Belagerungszustand im eigenen Haus die wiederholte Aufforderung an die Akteure des 

Unternehmens, die Atmosphäre des anonymen Dialogs zwischen den Verantwortlichen und 

der betroffenen Bevölkerung sowie der Arbeitnehmerschaft aufzubrechen. Denn nur wenn ein 

Dialog aufgenommen wird, Informationen regelmäßig ausgetauscht und Bürger an den 

Entscheidungen beteiligt werden, die sich auf ihr alltägliches Leben auswirken, kann eine 

solide, nachhaltige und widerstandsfähige Zukunft geschaffen werden. Die EU trat dem 

Übereinkommen von Aarhus1 mit dem Beschluss 2005/370/EG vom 17. Februar bei. Es ist 

daher kein Zufall, dass bei den Anhörungen mit den Akteuren der Behörden und der 

Unternehmen mehrfach das Übereinkommen von Aarhus erwähnt wurde, wenn es um das 

Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu Informationen in Umweltangelegenheiten ging. 

Unabhängig von dem Mitgefühl, das die Delegationsmitglieder für die Bewohner empfanden 

– deren Petitionen ein Ausdruck einer der wichtigsten Säulen der Unionsbürgerschaft 

(Artikel 20 AUEV) sind –, fielen ihre Blicke immer wieder auf die beiden Aspekte des 

Dilemmas, über das Tarent seit 20 Jahren diskutiert (seit 1995, als ILVA – damals noch in 

öffentlicher Hand unter Führung des IRI – privatisiert wurde2): den Notstand in den 

Bereichen Umwelt, Gesundheit und Beschäftigung und die Pläne zur Wiederbelebung der 

Industrie und zur Sanierung von Umweltschäden, die ursprünglich von den 

Sonderkommissaren ins Leben gerufen wurden und inzwischen von den neuen Eigentümern 

umgesetzt werden. Abhängig von den jeweiligen politischen Ansichten, regionalen 

Kenntnissen und sozio-ökonomischen Aufträgen bzw. durch den Vergleich mit anderen 

Bereichen der Stahlbranche, in denen nachhaltigere und solidere Verhältnisse herrschen, hat 

jeder Teilnehmer die allesamt gewandt und oft leidenschaftlich vorgetragenen Meinungen und 

Vorschläge unterschiedlich aufgenommen und gegeneinander abgewogen und sich dann eine 

eigene Ansicht über die mögliche Zukunft der Stadt, ihrer Bewohner und Behörden, der 

Angestellten und Aushilfskräfte der Unternehmen ILVA und ENI sowie der Landwirtschaft, 

der Fischerei und des Tourismus gebildet. Ganz einfach ausgedrückt liegt der Beginn für eine 

schrittweise Übereinkunft der verschiedenen Parteien darin, ausgewogene Beschlüsse zu 

                                                 
1 . In diesem Zusammenhang nahmen das EP und der Rat darüber hinaus die Richtlinie 2003/4/EG über den 

Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen an. 
2 ILVA wurde am 1. Januar 1905 in Genua gegründet. Mit der Gründung der IRI im Jahr 1933 ging das 

Unternehmen in staatliche Hand über. Im Zuge der Errichtung eines neuen Stahlwerks in Tarent im Jahr 1961 

wechselte ILVA den Namen in ITALSIDER. Nach der Liquidierung von ITALSIDER im Jahr 1988 erlangte die 

Gesellschaft den Namen ILVA zurück. Nachdem sie etwa 20 Jahre lang im Besitz der RIVA-Gruppe war, wurde 

sie am 21. Januar 2015 per Ministerialdekret unter die Kontrolle einer Sonderverwaltung gestellt. Diese endete 

am 5. Juni 2017, als sie im Rahmen eines internationalen Ausschreibungsverfahrens vom 

Gemeinschaftsunternehmen AM Investco Italy übernommen wurde. 
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fassen und die Verantwortung für ein auf drei Säulen beruhendes Entwicklungsmodell 

(Umwelt, Gesellschaft und Wirtschaft) zu teilen, Lehren aus der Vergangenheit zu ziehen und 

der Wirtschaft nicht mehr alle anderen Aspekte unterzuordnen.  

Was ILVA betrifft, muss betont werden, dass in den vergangenen zehn Jahren Bewegung in 

die Angelegenheit gekommen ist, da seit der Annahme des Umweltplans (Dekret des 

Präsidenten des Ministerrates Nr. 14/3/14) mehrere Maßnahmen umgesetzt wurden, mit denen 

erreicht wurde, dass inzwischen 80 % der in der jüngsten AIA enthaltenen Umweltauflagen 

erfüllt werden. In diesem Zusammenhang wurde jedoch darüber hinweggesehen, dass die 

größten Mineralparks, die massive Auswirkungen auf die Luftqualität haben, nicht überdacht 

wurden (die wichtigste Auflage). Die entsprechende Frist wird immer wieder verlängert, 

sofern der Eigentümer AM Investco tatsächlich verpflichtet ist, die Arbeiten binnen 

24 Monaten (S. 6) oder 36 Monaten oder – laut anderen Quellen – innerhalb eines de facto 

unbegrenzten Zeitraums abschließen muss. In jedem Fall sind die Fristen mit Blick auf das in 

der AIA vom 26. Oktober vorgesehene Datum – 31. Dezember 2016 – viel zu lang. Die 

pessimistische Sichtweise von Dr. Roberto Giua (ARPA Apulien) scheint daher absolut 

berechtigt. Seiner Meinung nach würde das Krebsrisiko im Gebiet um das ILVA-Gelände 

selbst dann auf einem nicht hinnehmbaren Niveau bleiben, wenn 100 % der in dem AIA-

Bericht vorgesehenen Maßnahmen umgesetzt würden (S. 11). Und auch wenn die (aus 

14 Kritikpunkten bestehenden) Anmerkungen von ARPA Apulien zur Beantragung eines 

neuen AIA-Verfahrens, die AM Investco dem Umweltministerium übermittelt hat, erst am 

5. September veröffentlicht wurden, dürfen die darin enthaltenen Aussagen nicht ignoriert 

werden: „Die Änderungen bzw. Ergänzungen des Plans für Maßnahmen, Umwelt- und 

Gesundheitsschutz und andere zum Betrieb der Anlage notwendige genehmigte Aktivitäten 

ermöglichen es, den Zeitraum für die Umsetzung dieser Maßnahmen zu verlängern. Daher ist 

es unter diesen Umständen unausweichlich, dass die Umweltschutznormen der AIA von 2011 

und 2012 und des per Ministerialdekret vom 14. März 2014 genehmigten Plans – zumindest 

während der Übergangsphase – nicht sichergestellt werden können.“ Desweiteren: „Die 

Anlage zu betreiben und dabei die entsprechenden BVT nicht oder nur teilweise umzusetzen, 

könnte eine Verletzung der EU-Rechtsvorschriften darstellen. Die Lage gestaltet sich sogar 

noch kritischer angesichts der geplanten Produktionssteigerung, die die Anwendung aller 

BVT-Maßnahmen bzw. der Maßnahmen zur umweltgerechten Gestaltung der Anlage 

unumgänglich machen.“1 

Darüber hinaus haben die Forderungen im Rahmen des Umwelt- und des Industrieplans, die 

der Delegation am 18. Juli 2017 (S. 12)von den Gewerkschaften übermittelt wurden, 

bezüglich Löhnen und Entlassungen nicht den gewünschten Effekt erzielt, da die Betreiber 

ihre zum Zeitpunkt der Übernahme gegenüber der italienischen Regierung eingegangenen 

Verpflichtungen bezüglich Tarifverhandlungen offenbar nicht erfüllt haben2. 

Während der Besichtigung der ENI-Raffinerie und bei den Anhörungen zum Projekt „Tempa 

Rossa“ wurden sich die Delegationsmitglieder ähnlicher Lücken und Versäumnisse in den 

Informationsbroschüren für die Bürger sowie weiterer Mängel bei der Abwägung der von den 

Petenten vorgebrachten Fakten gegenüber der Version der Unternehmensleitung (Daniele 

                                                 
1 Genauere Informationen finden sich auf der Website von ARPA: http://www.arpa.puglia.it/web/guest/articolo/-

journal_content/56_INSTANCE_NZzi/13879/1721608.  
2 http://www.rainews.it/dl/rainews/articoli/Ilva-il-piano-di-rilancio-prevede-4mila-esuberi-5928080a-50db-48ff-

83ec-b8ad5d293966.html http://www.lastampa.it/2017/10/06/economia/ilva-il-piano-am-investo-ai-sindacati-

mila-esuberi-restano-in-mila-abXhr4SBBqGL0lhqivvzdI/pagina.html. 

http://www.arpa.puglia.it/web/guest/articolo/-journal_content/56_INSTANCE_NZzi/13879/1721608
http://www.arpa.puglia.it/web/guest/articolo/-journal_content/56_INSTANCE_NZzi/13879/1721608
http://www.rainews.it/dl/rainews/articoli/Ilva-il-piano-di-rilancio-prevede-4mila-esuberi-5928080a-50db-48ff-83ec-b8ad5d293966.html
http://www.rainews.it/dl/rainews/articoli/Ilva-il-piano-di-rilancio-prevede-4mila-esuberi-5928080a-50db-48ff-83ec-b8ad5d293966.html
http://www.lastampa.it/2017/10/06/economia/ilva-il-piano-am-investo-ai-sindacati-mila-esuberi-restano-in-mila-abXhr4SBBqGL0lhqivvzdI/pagina.html
http://www.lastampa.it/2017/10/06/economia/ilva-il-piano-am-investo-ai-sindacati-mila-esuberi-restano-in-mila-abXhr4SBBqGL0lhqivvzdI/pagina.html
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Spera und Francesco Manna (S. 22)) gewahr. Weitere Unklarheiten betrafen Punkte wie den 

Sicherheitsabstand zwischen den Rohöltanks und der öffentlichen Straße und die 

Kontamination von Jakobsmuscheln, die trotz der Anordnung, sie zu zerstören, offenbar zu 

großen Teilen immer noch auf dem Markt sind. Schließlich geriet auch die Delegation selbst 

in den von den Bürgern beklagten Teufelskreis aus einseitigen und offensichtlich 

unvollständigen Informationen. Die jüngsten im Mai 2016 auf dem ENI-Gelände 

durchgeführten ARPA- und ISPRA-Inspektionen haben eine Reihe von besorgniserregenden 

Umständen zutage gefördert, sodass das Umweltministerium ENI für die Nichteinhaltung der 

Bestimmungen der Genehmigung verwarnt hat (5. Juli 2017). Auf diese Warnung hin muss 

der Betreiber deutlich machen, dass er die für die Behebung dieser Umstände notwendigen 

Maßnahmen ergriffen hat. Sollten die Bedenken weiterhin bestehen, könnte dies gemäß 

Artikel 29i Absatz 9 des Umweltkodex des Gesetzesdekrets Nr. 152 vom 3. April 2006 dazu 

führen, dass die genehmigte Tätigkeit ausgesetzt werden muss, die AIA zurückgezogen und 

das Werk geschlossen wird1. Diese Information wurde dem Sekretariat auf Initiative von 

Peacelink übermittelt. Allerdings haben weder die Unternehmensleitung noch die die 

zuständigen Dienststellen der Kommission Anstrengungen unternommen, dem 

Petitionsausschuss diese Informationen zu übermitteln, auch nicht mit Verspätung. 

Angesichts der Tatsachen und der zahlreichen offenen Fragen gelangte die Delegation zu der 

Überzeugung, dass das System (auch das der Kommission) zur Überprüfung der Einhaltung 

der einschlägigen gemeinschaftlichen Umwelt-, Gesundheits- und Sicherheitsvorschriften für 

Industrieanlagen nicht wie gewünscht funktioniert hat, was dazu geführt hat, dass sich die 

Bewohner Tarents in einem „Kampf gegen Windmühlen“ alleingelassen fühlen. 

 

Empfehlungen 

In der Erwägung vorstehender Ausführungen spricht der Petitionsausschuss der Kommission 

und den einzelstaatlichen regionalen und lokalen Behörden folgende Empfehlungen aus: 

1. bedauert, dass sich die Verantwortlichen der Unternehmen den Mitgliedern (neun für 

die Umweltverschmutzung durch das ILVA-Werk und sechs für das ENI-Projekt 

„Tempa Rossa“) repetitiv, vage, abstrakt und unangemessen ausdrückten; weist 

insbesondere darauf hin, dass der Petitionsausschuss seit Oktober 2014 (als eine mit 

Gründen versehene Stellungnahme in Bezug auf das Vertragsverletzungsverfahren 

(2013/2177) im Zusammenhang mit der Richtlinie über Industrieemissionen (2010/75) 

herausgegeben wurde) und seit Januar 2016 (als wegen mutmaßlicher unerlaubter 

staatlicher Beihilfen für ILVA ein Verfahren gemäß Artikel 108 Absatz 2 AEUV 

eingeleitet wurde (2016/C 142/04)) nicht über die jeweiligen Ergebnisse, Zeitpläne und 

offenen Fragen informiert wurde; weist darauf hin, dass die Delegation daher nicht auf 

die einschlägigen Fakten und Aspekte zurückgreifen konnte, um ihrer investigativen 

Tätigkeit nachzukommen (in diesem Zusammenhang sei auf die Verpflichtungen 

verwiesen, die sich aus den Ziffern 10 und 11 der am 2. Dezember 2016 

                                                 
1 Autorizzazione Integrata Ambientale (Integrierte Umweltgenehmigung) Referenznr. DVA/DEC/2010/273 vom 

24. Mai 2010 in der für den Betrieb der Raffinerie der ENI S.p.A. in Tarent geänderten Fassung. Erster 

Warnhinweis gemäß Artikel 29i Absatz 9 des Gesetzesdekrets Nr. 152/06 Im Zusammenhang mit der 

Nichteinhaltung der im Rahmen der ISPRA-Anmerkung (Referenznr. 31737 vom 27. Juni 2017) festgelegten 

Vorschriften. Siehe E-Mail von L. Manna vom 13. September 2017. 
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angenommenen Entschließung von 2015 zu den Tätigkeiten des Petitionsausschusses 

ergeben und in dieser Angelegenheit vollständig missachtet wurden1); 

2. weist darauf hin, dass die nationalen, regionalen und lokalen Behörden mit 

Entscheidungsbefugnis oder Kontrollbefugnis für die bestehenden Vorschriften 

bezüglich Umwelt, Gesundheit und öffentlicher Sicherheit das verloren gegangene 

Vertrauen der Bürger in die Industrie- und Umweltpläne der führenden Manager von 

ILVA und ENI wiederherstellen müssen, indem sie dafür sorgen, dass umgehend 

kohärente Maßnahmen zum umfassenden Schutz der Gesundheit und Sicherheit der 

Bürger und der Umwelt ergriffen werden; empfiehlt ihnen, vollkommen transparent 

vorzugehen und einen Dialog zu eröffnen, ausgewogene Informationen herauszugeben 

und die Bürger tatsächlich in sämtliche Entscheidungen, die sich auf ihre Lebensqualität 

auswirken, einzubeziehen, wobei die in dem Übereinkommen von Aarhus und der 

Richtlinie 2003/4/EG über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen 

verankerten Verpflichtungen einzuhalten sind; 

3. betont nachdrücklich, dass sämtliche Auflagen, die sich aus der integrierten 

Umweltgenehmigung (AIA) ergeben, umgehend erfüllt werden müssen; fordert die 

Kommission daher auf, ILVA aufzufordern, sämtliche sich aus ihrem 

Durchführungsbeschluss vom 28. Februar 2012 über die besten verfügbaren Techniken 

(BVT) gemäß der Richtlinie 2010/75/EU in Bezug auf die Eisen- und Stahlerzeugung 

sowie dem entsprechenden Bewertungsbericht vom 26. Oktober 2012 ergebenden 

Bestimmungen zu erfüllen, und unverzüglich zu prüfen, ob der Betrieb ohne bzw. mit 

nur teilweiser Umsetzung der BVT für diese Branche einen Verstoß auf 

Gemeinschaftsebene darstellt; 

4. weist jedoch darauf hin, dass die lokalen Umwelt- und Gesundheitsbehörden bestätigt 

haben, dass das dauerhaft bestehende Krebsrisiko und der Anstieg der Zahl der 

Herzinfarkte und Schlaganfälle an windigen Tagen sowie die Tumore und 

Behinderungen bei Kindern und die Unfruchtbarkeit bei Frauen in den dortigen 

Bevölkerungszentren um das ILVA-Werk auch dann auf einem nicht hinnehmbaren 

Niveau bleiben würden, wenn sämtliche Umweltschutznormen der AIA von 2011 und 

2012 sowie die Vorschriften des Plans, der mit dem Ministerialdekret vom 14. März 

2014 angenommen wurde, zu 100 % erfüllt würden; 

5. betont, dass im ILVA-Werk versagt wurde, als es darum ging, die für eine drastische 

Reduzierung der Umweltauswirkungen auf die Region notwendigen Vorschriften 

einzuhalten, da keinerlei signifikante Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit der 

Bevölkerung getroffen wurden, etwa die Überdachung der Erzdepots; weist darauf hin, 

dass die lokalen Gesundheitsbehörden betont haben, dass die Gefahren für die 

                                                 
1 (2016/2146(INI)) Ziffer 10. ist der Ansicht, dass die Kommission als Hüterin der Verträge – insbesondere in 

Umweltangelegenheiten – über eine bloße formale Prüfung der verfahrensrechtlichen Konformität hinausgehen 

und sich stärker auf den eigentlichen Inhalt des Kernanliegens konzentrieren sollte; verweist auf das 

Vorsorgeprinzip und den letztendlichen Sinn der EU-Umweltrechtsvorschriften, der darin besteht, irreversible 

Schäden in ökologisch empfindlichen Gebieten zu verhindern, und fordert die Kommission nachdrücklich auf, 

einen Ansatz zu verfolgen, der eine Nutzung ihrer Befugnisse und Vorrechte auf einer Ex-ante-Basis ermöglicht; 

Ziffer 11. wird künftig verstärkt darauf achten, dass die Kommission gegenüber dem Parlament regelmäßig über 

die Entwicklung von eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahren gegen einzelne Mitgliedsstaaten Bericht 

erstattet, damit eine bessere Zusammenarbeit möglich wird und betroffene Petenten frühzeitig über die 

Entwicklungen informiert werden können; 
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Gesundheit der Bevölkerung in der Region aufgrund der Art der industriellen Tätigkeit 

auch dann auf einem nicht hinnehmbaren Niveau liegen, wenn ILVA sämtliche 

Umweltnormen erfüllen würde; betont, dass aus einer Vielzahl epidemiologischer 

Studien hervorgeht, dass die Inzidenz von schweren Krebs-, Herz-, Kreislauf- und 

Atemwegserkrankungen in Tarent deutlich über dem Rest der Region liegt und dass das 

gehäufte Auftreten einiger dieser Krankheiten nachweislich in direktem Bezug zur 

industriellen Tätigkeit von ILVA steht; 

6. teilt die Besorgnis der Bürger, Sozialpartner und Vertreter der Zivilgesellschaft 

angesichts der geplanten Produktionssteigerung und des Zeitplans für die Erfüllung des 

Umweltplans, die für den 23. August 2023 avisiert ist, und zwar im Zusammenhang mit 

dem am 5. Juli 2017 von AM Investco gestellten Antrag auf eine überarbeitete AIA für 

das ILVA-Werk; ist der Ansicht, dass ein derartiger Antrag unter diesen Umständen 

nicht mit den vier in Artikel 191 AEUV verankerten Grundsätzen der EU-

Umweltpolitik, und zwar den Grundsätzen der Vorsorge und Vorbeugung, dem 

Grundsatz, Umweltbeeinträchtigungen mit Vorrang an ihrem Ursprung zu bekämpfen, 

sowie dem Verursacherprinzip, vereinbar ist; fordert in diesem Zusammenhang 

nachdrücklich, dass einerseits die nationalen Behörden alle Risiken und Konsequenzen 

eines befürwortenden Beschlusses bezüglich des Antrags auf eine neue AIA1 

berücksichtigen, und andererseits die zuständigen Dienststellen der Kommission die 

Angelegenheit gemeinsam mit den nationalen Behörden überwachen und 

gegebenenfalls eingreifen, um – unter Berücksichtigung der formellen und materiellen 

Bedingungen – sicherzustellen, dass die Öffentlichkeit Zugang zu Informationen erhält 

und in das am 1. August 2017 eingeleitete Verfahren miteinbezogen wird, auch im 

Sinne der Anmerkungen von ARPA Apulien vom 5. September 20172; 

7. stellt jedoch fest, dass in dem Dekret des Präsidenten des Ministerialrats vom 

29. September 2017 – auch unter teilweiser Berücksichtigung der Anmerkungen 

bestimmter Stellen, Vereinigungen und Gewerkschaften – dennoch Folgendes festgelegt 

ist: 

– als Übergangsmaßnahme wird die jährliche Stahlerzeugung bis zum Abschluss 

der geplanten Maßnahmen auf 6 Mio. Tonnen beschränkt, damit die Umweltbelastung, 

die inzwischen zweifelsohne geringer ist als noch in der Vergangenheit und im Rahmen 

der auf italienischer und europäischer Ebene festgelegten Grenzen liegt – insbesondere 

im Hinblick auf die Luftqualität, wie die öffentlichen und privaten Vereinigungen im 

Gebiet in und um Tarent festgestellt haben –, auf dem derzeitigen Stand gehalten 

werden kann;  

– zahlreiche Maßnahmen müssen vor 2023, in einigen Fällen auch vor Ablauf 

des Jahres 2018 abgeschlossen werden, etwa die vollständige Schließung der 

Förderbänder, die vollständige Schließung der Gebäude, die außerordentliche 

Aushebung der Abflussrinnen, die Aufbereitung der gefährlichen Abwässer zu Füßen 

                                                 
1 In diesem Zusammenhang wurde der Umwelt- und Gesundheitsschutzplan, der ursprünglich mit dem 

Ministerialdekret vom 14. März 2014 angenommen wurde, mit dem Ministerialdekret vom 29. September 2017 

geändert, damit die Bestimmungen der integrierten Umweltgenehmigung (AIA) für ILVA S.p.A. in Tarent in 

vollem Umfang erfüllt werden können. 
2 Siehe S. 28, Fußnote 1, sowie die Mitteilung an die Mitglieder vom 5. Juli 2017 im Vorfeld des 

Informationsbesuchs, insbesondere Buchstaben b und c. 

https://www.insic.it/Tutela-ambientale/Notizie/Ilva-in-Gazzetta-il-Piano-delle-misure-di-tutela-ambientale-/eece3034-ab81-411f-8637-7ec73daf3887
http://www.gazzettaufficiale.it/eli/gu/2017/09/30/229/sg/pdf
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jeder einzelnen Anlage, die Überdachung der Anlagen zur Aufbereitung des 

Eisenschrotts (Gestione Rottami Ferrose, GRF), Maßnahmen in der Kokeranlage, 

Erneuerung der Filter in den Sinteranlagen, Beseitigung der sich in der Vergangenheit 

angesammelten Abfälle in der Anlage;  

– sämtliche Verpflichtungen in Bezug auf die Entfernung von Asbest in der 

Anlage, die im Rahmen der Pläne und Programme von der Sonderverwaltung 

eingegangen wurden, werden unbeschadet der italienischen Rechtsvorschriften auf AM 

Investco Italy übertragen; 

– es wird eine entsprechende dauerhafte Beobachtungsstelle für die 

Überwachung der Umsetzung des Umweltplans eingerichtet, an der sich alle 

zuständigen zentralstaatlichen und lokalen Institutionen und Stellen beteiligen und 

deren Dokumente nach ihrer Fertigstellung der Öffentlichkeit unmittelbar zugänglich 

gemacht werden, und zwar auf der offiziellen Website des Ministeriums für Umwelt, 

Landschafts- und Meeresschutz1; die neue Einrichtung hat ihre Tätigkeit am 8. März 

2018 aufgenommen und eine erste ausführliche Bewertung des Fortgangs der Arbeiten, 

auch in der Phase des Übergangs von der Sonderverwaltung zum Betrieb durch AM 

Investco Italy, vorgenommen; 

– für die Umsetzung der Maßnahmen zur Wiederherstellung der Sicherheit der 

Anlage und zur Sanierung und Wiederherstellung der Umwelt in den prioritären 

Bereichen, die nicht Teil der Übertragung an AM Investco Italy sind, ist weiterhin die 

Sonderverwaltung zuständig; 

8.  bebt insbesondere positiv hervor, dass – wie aus der Arbeit der dauerhaften 

Beobachtungsstelle hervorgeht – die Bauarbeiten für die Überdachung der 

Rohstoffparks begonnen haben; die Maßnahmen bezüglich der Mineralparks sollen 

bereits Anfang 2020 abgeschlossen sein, die bezüglich der Parks für fossile Rohstoffe 

nur kurze Zeit später, und damit früher als im Dekret des Präsidenten des Ministerialrats 

vom September 2017 vorgesehen;  

9. begrüßt außerdem, dass Aussicht auf eine formelle Vereinbarung zwischen der 

italienischen Regierung, der Region Apulien, der Stadt Tarent und weiteren 

interessierten Akteuren besteht, und hofft auf einen positiven Abschluss; diese 

Vereinbarung wird derzeit geprüft und soll die im Rahmen des jüngsten Dekrets des 

Präsidenten des Ministerialrats ergriffenen Initiativen für die Zusammenarbeit zur 

Verbesserung des Umwelt- und Gesundheitsschutzes stärken, wobei ein rascherer 

Abschluss der AIA- und der Sanierungsmaßnahmen angestrebt wird; 

10. fordert die für Kartellrecht zuständigen Dienststellen der Kommission auf, Bericht über 

den Zeitplan und die Ergebnisse des Prüfverfahrens bezüglich der potentiell 

marktbeherrschenden Stellung des Unternehmens ArcelorMittal (Dossier 8444)2 infolge 

der Übernahme von ILVA durch das Gemeinschaftsunternehmen AM Investco Italy zu 

erstatten, und fordert daher die italienischen Behörden auf, klarzustellen, ob und wenn 

ja inwiefern – für die Dauer des Verfahrens – die Maßnahmen eines neuen AIA-Dekrets 

                                                 
1 http://aia.minambiente.it/Documentazione.aspx.  
2 http://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/case_details.cfm?proc_code=2_M_8444. 

http://aia.minambiente.it/Documentazione.aspx
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von dem Sonderausschuss durchgeführt werden, auf den das Mandat ausgeweitet 

wurde; 

11. bedauert, dass ungeachtet des Umstands, dass keine Einigung mit der Region Apulien 

vorlag, die das einzelne Genehmigungsverfahren für das Logistikprojekt von ENI zur 

Modifizierung der Lagerung von Rohöl aus den Tempa-Rossa-Ölfeldern ausgesetzt 

hatte, 13 Monate zwischen der Inspektion der ENI-Ölraffinerie in Tarent im Mai 2016 

und der Veröffentlichung des Abschlussberichts auf der Website des 

Umweltministeriums im Juli 2017 vergingen; weist darauf hin, dass diese Verzögerung 

darauf hindeutet, dass die für Umwelt- und Gesundheitsüberprüfungen zuständigen 

nationalen, regionalen und örtlichen Behörden im Zusammenhang mit den Verfahren 

zur Genehmigung der einschlägigen Unterlagen, einschließlich des endgültigen 

Sicherheitsberichts über das Projekt „Tempa Rossa“, die Bevölkerung nur unzureichend 

und undurchsichtig informiert haben; 

12. fordert die Dienststellen der Kommission auf, ausführlich den aktuellen Stand im 

Zusammenhang mit den am 28. Februar und 30. Juni 2017 übermittelten Mitteilung an 

die Mitglieder zu erläutern; vertritt die Auffassung, dass die Erläuterungen nicht nur die 

fehlenden Daten und Informationen umfassen sollten – was mehrfach zutage trat, als die 

Version der Petenten und Bürgervereinigungen mit der Version der ENI-Leitung 

verglichen wurden, die beide an der Anhörung am 19. Juli 2017 teilnahmen –, sondern 

auch die Ermittlungsunterlagen und sämtliche erlassene Bestimmungen, etwa die ENI 

am 5. Juli 2017 übermittelte Verwarnung; 

13. begrüßt die Wiederaufnahme der Verhandlungen mit ArcelorMittal im Rahmen der 

Initiative der italienischen Regierung zur Sicherung der Arbeitsplätze und angemessener 

Löhne für die Angestellten und Aushilfskräfte von ILVA, fordert die Parteien jedoch 

auf, das Dilemma zwischen Beschäftigung einerseits und Gesundheit und Umwelt 

andererseits zu überwinden und einen Plan zur Sanierung der Umwelt umzusetzen, mit 

dem auch die Gesundheitsrisiken, wie das durch den in der Fabrik anfallenden Asbest 

verursachte Pleurakrebsrisiko, reduziert werden; 

14. empfiehlt den nationalen, regionalen und lokalen Behörden sowie den Organen der EU 

in den Bereichen, in denen das Subsidiaritätsprinzip gilt, nicht nur den innovativsten 

und umweltverträglichsten Technologien von ArcelorMittal – etwa der sogenannten 

Direktreduktion bei der Stahlproduktion – Rechnung zu tragen, sondern auch die 

Initiativen von Bürgervereinigungen, KMU und lokalen Gebietskörperschaften in den 

Bereichen Agritourismus, traditionelle meeresbezogene Berufe, Sport und Kultur zu 

unterstützen, zu fördern und zu koordinieren; fordert in diesem Zusammenhang alle 

Sozial- und Wirtschaftsakteure und regionalen Gebietskörperschaften auf, das Potenzial 

der Region noch stärker auszuschöpfen, damit Tarent neue Wege beschreiten kann und 

sich beim Aufbau einer Zukunft, die auf Umwelt, Gesundheit, Lebensqualität und den 

Bedürfnissen der Stadt und ihrer Bewohner beruht, auf seine tausendjährige Geschichte 

besinnen kann; 

15.  fordert, dass die Möglichkeit geprüft wird, ein ergänzendes Wirtschaftsmodell zu 

fördern, das auf der umfassenden Erzeugung und Nutzung von Energie aus 

erneuerbaren Quellen sowie einer angemessenen Förderung des Wirtschafts- und 

Produktionssystems im Kultur-, und Tourismussektor und in der Land- und 
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Ernährungswirtschaft im Gebiet um Tarent beruht, das potentiell dazu beitragen könnte 

und das dort bestehende Beschäftigungsniveau zu erhöhen und die sozio-ökonomischen 

Bedingungen sowie die Gesundheits- und Umweltbedingungen zu verbessern; 

16. vertritt die Auffassung, dass die schwerwiegenden Probleme, die die Gesundheit der 

Bevölkerung und die Umwelt viele Jahre lang stark beeinträchtigt haben, in letzter 

Konsequenz dazu führen müssen, dass umweltverschmutzende Industriemodelle, die im 

Gebiet um Tarent ansässig sind, umgehend aufgegeben werden; betont, dass die 

Umweltsanierung vollständig abgeschlossen und die Neuausrichtung der bestehenden 

Industrieanlagen umgehend begonnen werden muss, indem ein Wirtschaftsmodell 

eingeführt wird, dessen Schwerpunkt auf der Produktion und Nutzung von Energie aus 

erneuerbaren Quellen sowie auf der Förderung des Kultur-, und Tourismussektors und 

der Land- und Ernährungswirtschaft im Gebiet um Tarent liegt;  

17. fordert, dass garantiert wird, dass die in den nationalen Rechtsvorschriften 

vorgesehenen Regelungen zur Entschädigung zur Anwendung kommen – unbeschadet 

der Bestimmungen des einzelstaatlichen und europäischen Insolvenzrechts bezüglich 

der Bedienung der Forderungen der Gläubiger –, damit die Bürger Tarents und die 

Arbeitnehmer in den Anlagen von ILVA und ENI sowie Personen, bei denen bereits 

eine Erkrankung diagnostiziert wurde, sowie im Todesfall deren Angehörige finanziell 

entschädigt werden; ist der Ansicht, dass mit dieser Maßnahme zum einen für die 

finanzielle Unterstützung der Betroffenen gesorgt würde und darüber hinaus Anreize für 

Unternehmen geschaffen würden, die Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf Umwelt, 

Gesundheit und Sicherheit zu reduzieren. 
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